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Amts⸗ 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerd 


Nro. 43. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Central: Behörden. 


1) Bekanntmachung, 4 
betreffend die in der Zeit vom 16. bis 31. 
Detober c. zuläſſige Einlöſung der Schuld⸗ 
verſchreibungen der zur Rückzahlung am 31. 
Dezember c. gekündigten 4½ prozentigen 
Preußiſchen Staatsanleihen gegen Gewäh⸗ 
rung von Zinſen und Agio. 

Im Anſchluß an unſere Bekanntmachung vom 
27. v. Mts. (Reichs⸗ und Staatsanzeiger No. 229) 
bringen wir weiter zur öffentlichen Kenntniß, daß in 
Folge höherer Anordnung die Staatsſchulden⸗Tilgungs⸗ 
kaſſe hierſelbſt, Oranienſtraße No. 94, ſowie die ſämmt⸗ 
lichen Regierungs⸗ und Bezirks⸗Hauptkaſſen und die 
Kreiskaſſe zu Frankfurt a./ M. ermächtigt worden find, 
denen, welche die Einlöſung der durch unſere Bekannt⸗ 
machung pom 21. Juni c. (Reichs⸗ und Staatsanzei⸗ 
ger No. 146) zur Rückzahlung am 31. Dezember c. 
gekündigten Schuldverſchreibungen der 4½ prozentigen 


Staatsanleihen vom Jahre 1864, 1867 A., 1867 C., ber 


F 


1867 D, und 1868 B. in ber Zeit vom 16. Oc 
tober bis einſchließlich den 31. October c. 
bewirken, 
a. auf je 100 Thlr. Kapital der Anleihen von 1864, 
1867 A., 1867 D. und 1868 B. mit Einſchluß 
der vom 1. d. Mts. ab laufenden Zinſen den 
feſten Betrag von 100 ½ Thaler und 

. auf je 100 Thlr. Kapital der Anleihe von 1867 C. 
mit Einſchluß der feit dem 1. Juli d. J. laufen- 
den Zinſen den feſten Betrag von 101 ⅝ Thalern 
zu gewähren. 

Dieſe Sätze enthalten, ſofern die Einlöſung 
am 16. October c. erfolgt, ein Agio von Siis 
Prozent. 

Berlin, den 13. October 1873. 
aupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden. 
v. Wedell, Löwe. Hering. Rötger. 

2) Bekanntmachung. 
Ausfüllung der n von Seiten der 
ender. 

Aus den Kreiſen des Handelſtandes iſt darüber 


7 


eklagt worden, daß auf den Poſtanweiſungen häufig Ausliefern 
gabe des Namens und Wohnorts des Abſenders langt hat, 
unterlaffen und dadurch Anlaß zu Weiterungen gegeben amten trans 
werde. Das General⸗Poſtamt macht darauf aufmerk- amten begleiten zu la 


die An 


Ausgegeben in Marienwerder den 23. Oktober 1 


1873. 


| 


fam, daß die Nennung des Abſenders auf den Cous 
pons der Poſtanweiſungen zwar im poſtdienſtlichen 
Intereſſe nicht erforderlich, für den geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr zwiſchen Abſender und Empfänger aber vielfach 
wichtig iſt, um die Contoberichtigung zu ermöglichen, 
und daß aus dieſem Grunde die Benutzung der Cou⸗ 
pons im eigenen Intereſſe der Betheiligten ſich empfiehlt. 

Berlin, den 16. October 1873. 

Kaiſerliches General⸗Poſtamt. 
3) Zur Ausführung des zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und Italien abgeſchloſſenen Auslieferungs⸗Ver⸗ 
trages vom 31. Oktober 1871 (Reichs Geſetzblatt 1871 
S. 446) ift zwischen Deutſchland und Italien einer⸗ 
ſeits und der Schweiz andrerſeits das nachſtehende 
Abkommen getroffen worden: 

Zwiſchen den Regierungen des Deutſchen Reichs 
und des Königreichs Italien einerſeits, und dem 
Schweizeriſchen Bundesrathe mit Ermächtigung der 
Regierungen der betheiligten Kantone andererſeits, ſind 
über den Transport der in Ausführung des deutſch⸗ 
italieniſchen Auslieferungs⸗Vertrages vom 31. Okto⸗ 
1871 auszuliefernden Individuen durch ſchweize⸗ 
riſches Gebiet a i Beſtimmungen vereinbart worden. 

Artikel J. Diejenigen Individuen, welche aus 
dem Deutſchen Reiche nach Italien ausgeliefert werden, 
ſind, nach vorhergegangener Anzeige, der ſchweizeriſchen 
Polizei in Baſel, Schaffhauſen, Romanshorn oder Mors 
ſchach zu übergeben. Dieſelbe wird ihren Transport 
übernehmen und ſie an die italieniſche Präfektur in 
Como oder an die Douane auf dem Berge Splügen, 
oder an die Station der Königlichen Carabiniers reſp. 
die Douane in Cannobio abliefern. 

Umgekehrt ſind diejenigen Individuen, welche 
von Italien an das Deutſche Reich ausgeliefert wer⸗ 
den, nach vorhergegangener Anzeige der Grenzpolizei 
des Kantons Teſſin in Chiaſſo reſp. Magadino oder 
der Grenzpolizei des Kantons Graubündten im Dorfe 
Splügen zu übergeben. Die ſchweizeriſche Polizei wird 
ihren Transport übernehmen und ſie entweder an die 
deutſchen Polizeibehörden in St. Ludwig, Friedrichs⸗ 
hafen reſp Lindau oder an die Gerichtsbehörden (Amts⸗ 
gerichte) in Lörrach, Waldshut reſp. Koyſtanz abliefern. 

Indeß ſoll es ſowohl der Regierung, welche die 

pi bewilligt, als derjenigen, welche fie vers 

eiſtehen, die von den ſchweizeriſchen Be⸗ 

portirten Meet durch einen ihrer Be- 
en. 


er, den 22. Oktober 


878. 
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Artikel II. Mit dem auszuliefernden Indivi⸗ 
duum haben die deutſchen reſp. italieniſchen Behörden 
der ſchweizeriſchen Polizei zugleich einen, nach dem 
einen oder anderen der angeſchloſſenen beiden Formu⸗ 


Formular A. 


Deutſches Reich. 
Staat 


lare A. ausgefertigten Transportbefehl zu übergeben. „ Stadt 5 
In demſelben muß genau das Signalement des Ver⸗ Kreis ra ART ee : 
brechers, 1 Ae u wegen deſſen een 
er verurtheilt iſt oder in Unterſuchung befindet, Si 7 — 
die Behörde, an welche er ausgeliefert werden ſoll, e oi Der 
und ae 1 05 die 1 wo die Ablieſe⸗ Größe 3 D 
rung erfolgen ſoll angegeben ſein. e ee 7 ee 
1 5 die er Ben ee Re⸗ Gesichts nen 1 5 von dem ee italieni⸗ 
ierung beſondere Vorſichtsmaßregeln hinſichtlich des ; e „ ee 
ne e la pigan he dies nicht n hr S Verbrechens oder Wer- 
oh mündlich den ſchweizeriſchen Behörden mitgetheilt, Stirn verurtheilt ober“ angeklagt TER 
A ; geklagt ift, ſoll 
ſondern durch eine beſondere Bemerkung im Trans⸗ Augenbrauen an die gedachte Behörde abgeliefert 


portbefehle zu ihrer Kenntniß gebracht werden. A DS ae de 

à 3 Ts Ale Sollen 175 gen un een ift der ſchweizeri⸗ 
terhalt und Bewachung der auszuliefernden Individuen, 1 a ee 
ſo wie die Koſten für das polizeiliche Geleit, für be⸗ Mund m übergeben und von biefer der 


ſondere Sicherheitsmaßregeln, Telegramme u. ſ. w. Sahne ln italieniſchen 0 uliefern > 
find ſogleich bei der Uebergabe der Verhafteten durch Finn Zu dieſem Behufe werden lle 


den übernehmenden deutſchen oder italieniſchen Be⸗ N ; ; 5 
amten an den abliefernden ſchweizeriſchen Beamten Bart ae haa a 


zu erſtatten. Beſondere A 5 — d 
Zu dieſem Zwecke hat jede Polizeiſtelle eine Be-| Kennzeichen: b. biefes Individuums er 
rechnung der ihr erwachſenden Koſten nach dem einen Kleidung: $ 


oder anderen der angeſchloſſenen Formulare B. in den 
Transportbefehl einzutragen, welcher ſodann mit dem Haut rein und von Abgang an Te 
die debe ten zu WE iſt. & ihrenei Ungeziefer frei Ka EN ê 
Die betheiligten Kantone werden auch ihrer eits 3 l f 
ſogleich bei der Uebergabe der Verbrecher die durch 8 nter: — 
deren Transport verurſachten Koſten liquidiren. Effekten des 
Arreſtanten: J _ 


Artikel IV. Die Durchführung durch das — 
ſchweizeriſche Gebiet fol in keinem Falle geſtattet fein! Beſondere 
für Angehörige der Schweiz, noch für die wegen poli⸗ Bemerkungen: 
tiſcher Handlungen verfolgten Perſonen, welches auch z. B. ſpezielle Bor: 
ihr Heimathsland fei. ſichtsmaßregeln 


Artikel V. Wenn ein Transportirter an der e 
Grenze von der deutſchen oder italieniſchen Behörde 
aus irgend einem Grunde nicht angenommen wird, ſo 
iſt derſelbe an diejenige Grenzbehörde zurückzuliefern, Liquidation 
von welcher der Transportbefehl übergeben worden iſt; 
und es ſind alsdann die Behörden des betreffenden der durch den Transport des . „. aus .. 
Staates verpflichtet, dieſes Individuum den ſchweize⸗ den ſchweizeriſchen Behörden erwachſenen Koſten und 
riſchen Beamten wieder abzunehmen und denſelben alle Auslagen. 

Koſten für Hin und Rücktransport zu vergüten. 


Formular B. 


—— es) 


Zu Urkund deſſen baben die Unterzeichneten, Gegenſtand 
mit gehöriger Ermächtigung hierzu verſehen, die gegen⸗ der Koften | Zeit der Koſten⸗ Empfangs⸗ 
wärtige Erklärung in dreifacher Ausfertigung unter: und Beſtreitung betrage beſtätigung. 


zeichnet. 
Dieſelbe wird einen Monat nach dem Tage der 
Unterzeichnung in Kraft geſetzt werden und einen 
Monat nach erfolgter Aufkündigung ſeitens eines der 
erklärenden Theile wieder außer Wirkſamkeit treten. 
Berlin, den 25. Juli 1873. 
Balan. Launay. Hammer. 


Auslagen 


1 0 hr m. d ru Ar a Er 


— I 
.. 2 


E a dual Ze 4 ns a 


ui Bekanntmachungen der lich ein Mal von unten aufwärts und muß bis zum 


nzial⸗Behörden. 20. October beendet ſein. Dem Ermeſſen des Land⸗ 
raths⸗Amtes zu Marienwerder bleibt überlaſſen, in 
A) Polizei- Reglement. beſonderen Fällen dieſen Termin ansnahmsweiſe zu 


Nachdem ein Theil des ſogenannten „Drehbock⸗ ändern oder auch außerordentliche Räumungen nach 
grabens“, 167,8 Ruthen (629 Meter) oberhalb der Bedürfniß anzuordnen. 
Grenze zwiſchen Rauden und Gremblin beginnend und § 5. Die bei der Räumung herausgeſchafften 
184 Ruthen (692,96 Mtr.) oberhalb der Chauſſeebrücke Gegenſtände (Steine, Schlamm, Sand, Waſſerpflanzen) 
von Subkau endigend, in einer Geſammtlänge von ind nach beiden Ufern möglichſt gleichmäßig mindeſtens 
2056, 1 Ruthen (7743,28 Mtr.), nach Maßgabe des Ni⸗ 3“ (0,94 Mtr. oder rot. 1 Mtr.) von dem Uferrande 
vellementsplanes des Waſſerbau⸗Inſpektors Schmidt auszuwerfen und von den Uferbeſitzern binnen 8 Tagen 
vom 1. Juli 1867 und der unter dem 29. Juli 1869 nach der Räumung zu entfernen oder gleichmäßig zu 
zwiſchen den zur Räumung ſeither verpflichteten Ge⸗planiren. 
meinden Adl. Rauden, Adl. Gremblin und Raikau § 6. Den angrenzenden Uferbeſitzern verbleibt 
getroffenen Vereinbarungen verbreitet und vertieft, die Grasnutzung auf den Böſchungen, doch darf dieſe 
auch die Unterhaltungspflicht der vorbezeichneten Strecken Nutzung nicht durch Abweiden erfolgen. 
des Drehbockgrabens durch die gedachten Vereinbarun⸗ § 7. Durchfahrten oder Viehtriften dürfen durch 
gen neu regulirt worden ift, verordnen die unterzeich⸗den Drehbockgraben nicht angelest werden, und müſſen 
neten Königlichen Regierungen um die Erhaltung der die beſtehenden binnen drei Monaten durch Brücken 
. n im . dane e erſetzt werden. 
ei feiner Räumung und Inſtandhaltung die polizei⸗ 9 8. Die Ueberwachung d uf 7 
3727777 0 } g des gegenwärtigen Reg⸗ 
liche Ordnung berbeizu fuhren, auf Grund der 5 11 lements liegt den jeweiligen Ortspolizei⸗Verwaltern 


Ning 1530 öde e Ea Dr vom 11. bon Adl. Rauden und Adl. Gremblin als Schaurich⸗ 


: Y 4 tern für die von den betreffenden Ortſchaften zu unters 
ung Ds Drebbagenbens, font berflbe I den Gren. |Gattenden Theile bes ‚Drehbodgenbens ob. Bon ben 
zen der Feldmark Rauden belegen ift, d. h. in einer Gremblin aud e d Rn 71 un 1755 
Länge von 167,8 Ruthen (629 Mtr.) liegt der gemeinde für Behr N x falle A a a * 
Adl. Nauden, die Unterhaltung des Drehbockgrabens, ür Behinderungsfälle auf 3 Jahre gewählt. 
ſoweit er in den Grenzen der Feldmark Gremblin be⸗ § 9. Den Schaurichtern und ihren Stellver⸗ 
legen ift, ſoweit er ferner die Grenze zwiſchen Dorff tretern liegt es ob, die zur Räumung Verpflichteten 
Subkau und Domaine Rathſtube bildet, ſoweit er end⸗ rechtzeitig zum Beginn der Räumungsarbeiten auf 
lich in den Grenzen der Feldmark Domaine Subkau ortsübliche Weiſe aufzufordern, die Vertheilung der 
belegen ift und zwar bis 184 Ruten (692,96 Mtr.) Arbeiten reſp. Koſten auf die einzelnen verpflichteten 
oberhalb der Chauſſeebrücke von Subkau, d. h. in einer Grundbeſitzer nach den darüber gegenwärtig geltenden 
Geſammtlänge von 1888,3 Ruthen (7111,54 Mtr. oder in Zukunft zur Geltung kommenden Beſtimmungen 
liegt der Gemeinde Adl. Gremblin als eine dauernde zu bewirken, die ordnungzmäßige Ausführung der 
Gemeindelaſt ob. i Räumungsarbeiten und ihre rechtzeitige Vollendung 

§ 2. Das Normalprofil des geräumten Dreh⸗ zu kontrolliren. Dieſelben haben ferner die etwa ver- 
bockgrabens muß in der Strecke von Fix⸗Punkt 1. ſäumte oder mangelhaft bewirkte Räumung auf Koſten 
bis F. P. 11. des Schmidt 'ſchen Nivellements, d. h. der Säumigen ausführen zu laſſen und diefe Koſten 
$ apa pao 9920 au pe aus den Gemeindekaſſen vorzuſchießen. 

ne Sohlenbreite von 2“ (0, .) und einfüßige 

(45. Grad) Böſchungen mit Banqueten haben, welche 5 h 1 Grund prn pon cinen 
Letztere 2, (0,628 tt.) über der Sohle 2“ (0,628 kare Kosten durch feſtgeſtellten Liquidationen werden 
Mir.) breit zu erhalten find. dieſe oſten durch die Ortsbehörden von den Säumigen 

In der Streck P. III. bis F. P. XII im Verwaltungswege beigetrieben. Sofern eine Orts⸗ 

In der Strecke von d . behörde ſelbſt zu den Säumi hören ſollte, erfolgt 
d. h. in einer Länge von 1692,6 Ruthen (6374,78 Mtr.) die Einzi 12505 d ar a 5 — 1 en 8 > 
beträgt die Sohlenbreite 4 (1,255 Mtr.) und hat der ra 4: 10 Beh hr 5 Er en 
Graben einfüßige (45. Grad) Böſchungen mit Ban- e ere mittelbar. Außerdem find die Saum 
queten, welche letztere 2“ (0,628 Mir.) über der Sohle 91 a We Behörde zur Beſtrafung nach 8 
27 (0,628 Mir.) breit zu unterhalten find. — 

8 3. Die Normaltiefe der Sohle if auf der § 11. Alle Zuwiderhandlungen gegen die Be- 
ee Strecke durch die rothe Sohlenlinie des Schmidt' ſtimmungen des gegenwärtigen Reglements werden 
chen Nivellementsplanes, deren Lage durch die mit mit einer Polizei⸗Strafe von 1 Thlr. bis 10 Thlr. 
Pfählen markirten Fix⸗Punkte I. bis XII. beſtimmt belegt. 
ift, feſtgeſtellt. 8. 12. Die Schaurichter und deren Stellver⸗ 

8 4. Die Räumung erfolgt der Regel nach jähr⸗ treter ſtehen unter der Aufſicht des Landraths des 


or 
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Marienwerder Kreiſes, welcher mit Ausführung dieſes burg, R. B. Marienwerder und Feyerabend in Dt. 


Reglements beauftragt wird. 
Marienwerder, den 8. October 1873. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Danzig, den 8. October 1873. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
5 


Crone ſind geſtorben. 
Perſonal⸗ Veränderungen im Bezirk der König- 
lichen Directton der Oſtbahn. 
Der Betriebs ⸗Secretair Leſcheck in Thorn ift 
zum Königlichen Betriebs⸗Secretair und der Bahn⸗ 


Zur Ausführung der Reparaturen an den Schleuſen meiſter Homann in Brieſen zum Königlichen Bahn⸗ 


des Bromberger Schifffahrts⸗ Kanals und zur Auf⸗ meiſter ernannt. 


räumung der Verſandungen in den einzelnen Feldern 
deſſelben wird in der Zeit vom LS. 


An Stelle des nach Bromberg verſetzten Stations⸗ 


annar bis Aufſeher Lindenau it dem Stations⸗Aſſiſtenten 


Ende März 1874 eine Sperre dieſes Kanals Hagen die commiſſariſche Verwaltung der Station 


ſtattfinden. 
Bromberg, den 6. October 1873. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
6 efanntmachng- 


Laskowitz übertragen. 


Der Telegraphiſt Schröder iſt von Nakel nach 
Thorn verſetzt. 
Perſonal veränderungen im Bezirk des König⸗ 


Auf Grund des Miniſterial⸗Erlaſſes vom 8. lichen Oberbergamts zu Breslau während 


October d. J. wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht, 
daß die in der Anweiſung zur Ausführung der Ge⸗ 


des II. und LIE. Quartals 1873. 
Ernannt: der Bergaſſeſſor von Feſtenberg⸗ 


werbeordnung unter No. 6 Abſatz 4 und 5 für die Packiſch zu Waldenburg definitiv zum Revierbeamten 
erſte auf Grund des § 24 Abſatz 4 der Gewerbe⸗Ord⸗ des Bergreviers Kupferberg⸗Gottesberg mit dem 
nung durch die Berg⸗Revierbeamten ſtattfindende Un⸗ Amtscharacter als Bergmeiſter, der Bergreferendar 
terſuchung neu aufgeſtellter Dampfkeſſel bisher auf Schulz zum Bergaſſeſſor, der Schichtmeiſter Knet⸗ 


drei Thaler feſtgeſetzte Gebühr (Amtsblatt für 1869, 
Stück 38) vom Tage der Ausgabe dieſes Amtsblatt⸗ 
ſtückes ab im Bezirke der Königlichen Regierung zu 
Marienwerder „Fünf“ Thaler betragen ſoll. 
Breslau, den 13. October 1873, 
Königliches Oberbergamt. 


Per ſonal⸗Ehronik. 

7) Der ſeitherige Pfarrverweſer in Camin Prediger 
Theo dor Albert Strech iſt zum Pfarrer der evan⸗ 
geliſchen Kirchen zu Alt⸗Zippnow, Neu⸗Zippnow, Re: 
deritz und Zachrin von dem Patronate berufen und 
von dem Königlichen Konſiſtorium beſtätigt worden. 

Der ſeitherige Predigt⸗Amts⸗Kandidat Otto 
Adolf Wilhelm Matte iſt zum Pfarrer an den 
evangeliſchen Kirchen zu Grunau, Marienfelde und 
Battrow von dem Patronate berufen und von dem 
Königlichen Konſiſtorium beſtätigt worden. 

Dem Pfarrer Strech in Zippnow iſt die Lokal⸗ 
Inſpektion über die evangeliſchen Schulen der Parochie 
Zippnow übertragen worden. 


ſchowsky bei der Berginſpection zu Zabrze zum Fac⸗ 
tor, der Kanzleidiätar Rudel in Breslau zum Ober⸗ 
bergamtskanzliſten; 

Verſetzt: der Hüttenmeiſter Deppe von Sil⸗ 
bernaal im Bezirk des Oberbergamts zu Clausthal an 
das Hüttenamt zu Gleiwitz, 

der Schichtmeiſter Kutzer von der Berginſpec⸗ 
tion zu Tarnowitz und 

der Schichtmeiſter Zimmermann von der Berg⸗ 
19 . zu Rüdersdorf an die Berginſpection zu 
Zabrze: 

Geftorben: der Oberbergamtskanzliſt Groß⸗ 
mann in Breslan. 

Penſionirt: der Factor Labes in Zabrze un⸗ 
ter Beilegung des Charakters als Oberſchichtmeiſter. 

Ausgeſchieden: der Schichtmeiſter⸗ Aſſiſtent 
deen n in Zabrze behufs Uebertritts in Privat⸗ 

ienſte. 


Erledigte Schulſtellen. 
8) Die evangeliſche Schullehrerſtelle zu Richlawe 


Dem zum Poſtamts⸗Vorſteher befignirten Major wird zum 1. Januar k. J. erledigt. 


a. D. v. Michaelis aus Bingen iſt an Stelle des 


Die Beſetzung derſelben ſteht dem Dominium 


nach Guben verſetzten Poft -Directors von Fuchs Richlawe zu. 


die Verwaltung des Poſt⸗Amts in Graudenz zunächſt 
commiſſariſch übertragen worden. 
Der Poft- Director Herrmann in Konitz, fo: 


Die evangeliſche Schullehrerſtelle zu Kesburg, 
Kreis Dt. Crone, iſt erledigt. 


Die Beſetzung derſelben ſteht dem Dominium zu 


wie die Poſt⸗Amts⸗Aſſiſtenten Tetzlaff in Stras⸗ Kesburg zu. 


. 00000 00000 a ——— 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger No. 43.) 


Art im Suren ber Römiglihen Wegen. Drauf 


Druck der Kanter ſchen Hofbuchbruckerei. 


Außerordentliche Beilage 


Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


f 5 Kr. Stempel 


De unter der Firma: 


Allgemeine Unfall-Verfigerungs- Bank 


in Leipzig domizilirten auf Gegenſeitigkeit beruhenden Verſicherungs⸗Geſellſchaft wird die Konzeſſion zum 
) Geſchäftsbetriebe in den Königlich Preußiſchen Staaten, auf Grund der gegenwärtig gültigen Statuten, 
welche in einem durch das Königlich Sächſiſche Gerichtsamt im Bezirksgerichte Leipzig am 26. Juni d. J. 
beglaubigten Exemplare beim Miniſterium des Innern niedergelegt ſind, hiermit unter nachfolgenden Be⸗ 
dingungen ertheilt: 

1) Jede Veränderung der bezeichnelen Statuten muß bei Verluſt der Konzeſſion angezeigt und, 
ehe nach denſelben verfahren werden darf, von der Königlich Preußiſchen Staatsregierung 
genehmigt werden. 

2) Die Veröffentlichung der Konzeſſion, der Statuten und r etwaigen Aenderungen derſelben, 
ſowie der bezüglichen Genehmigungs-Urkunden erfolgt in den Amtsblättern, reſp. amtlichen 
Publikationsorganen derjenigen Bezirke, in welchen die Geſellſchaft Geſchäfte zu betreiben beab⸗ 
ſichtigt, auf Koſten der Geſellſchaft. 

3) Die Geſellſchaft hat wenigſtens an einem beſtimmten Orte in Preußen eine Haupt-Niederlaſſung 

l mit einem Geſchäftslokale und einem dort domizilirten Generalbevollmächtigten zu begründen. 
Der letztere iſt verpflichtet, derjenigen Königlichen Regierung, in deren Bezirk ſein Wohnſitz 
belegen, in den erſten ſechs Monaten eines jeden Geſchüftsjahres neben dem Verwaltungs⸗ 
berichte, der Generalbilanz und dem Rechnungsabſchlaſſe der Geſellſchaft eine ausführliche 
Ueberſicht der im verfloſſenen Jahre in Preußen betriebenen Geſchäfte einzureichen — und zu 
gleicher Zeit nachzuweiſen, daß die Bilanz, der Rechnungsabſchluß und die gedachte Ucberficht 

durch den Deutſchen Reichs- und Preußiſchen Staatsanzeiger veröffentlicht find. 
In der erwähnten Ueberſicht, für deren Aufſtellung von der betreffenden Regierung 
nähere Beſtimmungen getroffen werden können, iſt das in Preußen befindliche Aktivum von 

dem übrigen Aktivum geſondert aufzuführen. 


* 
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4 Für die Richtigkeit der Bilanz, des Rechnungsabſchluſſes (Gewinn⸗ und Verluſt⸗ pien 
1 und der Ueberſicht, ſowie der von ihm geführten Bücher einzuſtehen, hat der Generalbevoll⸗ 
mächtigte fih perſönlich und erforderlichen Falls unter Stellung zulänglicher Sicherheit zum 


Vortheile ſämmtlicher inländiſcher Gläubiger zu verpflichten. Außerdem muß derſelbe auf amt- 
liches Verlangen unweigerlich alle diejenigen Mittheilungen machen, welche ſich auf den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb der Geſellſchaft oder auf den der Preußiſchen Geſchäftsniederlaſſung beziehen, auch 
die zu dieſem Behufe etwa nöthigen Schriftftücke, Bücher, Rechnungen x. zur Einſicht vorlegen. 
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4) Durch den Generalbevollmächtigten und von dem inlänbiſchen Wohnorte deſſelben aus ſind 

alle Vertrüge der Geſellſchaft mit den preußiſchen Staatsangehörigen abzuſchließen. 

Die Geſellſchaft hat wegen aller aus ihren Geſchäften mit Juländern entſtehenden Ver- 
bindlichkeiten, je nach Verlangen des inländiſchen Verſicherten, entweder in dem Gerichtsſtande 
des Genetalbevollmächtigten oder in demjenigen des Agenten, welcher die Verſicherung vermittelt 
hat, als Beklagte Recht zu nehmen und dieſe Verpflichtung in jeder für einen Inländer ang- 
zuſtellenden Verſicherungspolice ausdrücklich auszusprechen. 

Sollen die Streitigkeiten durch Schiedsrichter geſchlichtet werden, fo müffen diefe letzteren, 
mit Einſchluß des Obmaunes, Preußiſche Staatsangehörige fein. 

5) Alle ſtatutenmäßigen Bekanntmachungen der Geſellſchaft find auch durch den Deutſchen Reihs- 

und Preußiſchen Staatsanzeiger zu veröffentlichen. 

Die vorliegende Konzeſſion kann zu jeder Zeit, und ohne daß es der Angabe von Gründen bedarf, 
lediglich nach dem Ermeſſen der Preußtſchen Staats ⸗Regterung zurückgenommen und für erloſchen erklärt 
werden. 

Im Uebrigen iſt durch dieſelbe die Befugniß zum Erwerbe von Grundeigenthum in den Preußiſchen 
Staaten nicht ertheilt. Zu ſolchem Erwerbe bedarf es vielmehr der in jedem einzelnen Falle beſonders 
nachzuſuchenden landesherrlichen Erlaubniß. 


Berlin, den 22. Juli 1873. 


(L. 8.) 
Der Winiſter des Innern. Der Winiſter für Handel, Gewerbe 
und öffentlichen Arbeilen. 
Im Auftrage. 
gez. Ribbeck. Im Auftrage. 


gez. Jacobi. 
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Statuten der Allgemeinen Unfall-Verſſcherungs-Bank in einzig. 


I. Abſchnitt. Firma, Sitz, Zweck, Dauer, Gerichtsſtand. (8 9) i y 1 Md Saiar 25 N zum 1 Droba 
= : ie Firma: keine Kündigung, oder ift bis zu dieſem Tage das recommandirte Kün⸗ 
Alla he ine 1. fall 7 Die Genoſſenſchaſt abr bie Firma: digungsſchreiben dem Vorſtaube, beziehungsweiſe dem Mitgliede nicht 
Ugemeine nfall⸗ erſicherungs⸗Bank in Leipzig. behändigt, fo gilt der Vertrag anf das nächſtfolgende Jahr als ſtill⸗ 
Sie hat ihren Sitz in Leipzig, iſt im Sinne des Königlich Säch⸗ ſchweigend verlängert und ſo fort von Jahr zu Jahr, bis eine Auf⸗ 
ſiſchen Geſetzes vom 15. Inni 1868 eine Genoſſenſchaft mit unbe⸗ kündigung erfolgen ſollte. Ba 
ſchräukter Haftpflicht und genießt nach Maaßgabe dieſes Geſetzes die § 9. Ausſcheiden durch den Tod beziehentlich durch Befitz⸗ 
Rechte einer juriſtiſchen Perſönlichkeit. mechſel oder Aufgabe des Gefhäfld. Stirbt ein Mitglied, ſo geht 
$ 2. Zweck. Der Zweck der Bank beſteht darin: daß ſich deren deſſen Mitgliepſchaft auf feine Erben über, falls von den letzteren keine 
Mitglieder zur gemeinſchaftlichen Tragung derjenigen Gefahren ver⸗ ſchriftliche, recommandirte Kündigung innerhalb zweier Monate nach 
einigen, welche die einzelnen Mitglieder als Unternehmer (Arbeitgeber) dem Todesfalle an den Vorſtand der Bank gerichtet wird, beziehentlich 
uach dem deutſchen Relchogeſetz vom 7. Juni 1871, betreffend die Ver⸗ dem letzteren innerhalb dieſer Zeit behändigt wird. 
bindlichkeit zum Schadenerſatz für die bet dem Betriebe von Eifenbabnen, Uebernimmt nur einer der Erben das Unternehmen, auf welches 
Bergwerken u. fe w. herbeigeführten Tödtungen und Körperverletzungen, die Verſicherung ſich bezieht, fo wird nur dieſer Mitglied der Bank 
ſowie nach allen ſonſtigen (reichs⸗ oder landesgeſetzlichen) Beſtimmungen (vorbehaltlich der Haftung aller Erben aus den ſchon früher entſtandenen 
nach dieſer Richtung hin, ſowohl ihrem Arbeits und Betriebs⸗Perſonal, Verpflichtungen (5 10). Wenn ein Etabliffement, auf welches fi die 
wie dritten fremden Perſonen gegenüber, zu tragen haben. Verſicherung bezieht, auf einen anderen Betriebs⸗Unternehmer berai 
Die Bank verfichert ihre Mitglieder gegen dieſe Gefahren nach dem geht, ſo iſt der Bank innerhalb vier Wochen eine ſchriftliche Anzeige 
Prinzip der Gegenſeitigkeit unter unbeschränkter und ſolivariſcher Haft- hiervon zu erſtatten. Die ſtatutariſchen Verpflichtungen des früheren 
barkeit aller Mitglieder nach den im Abſchnitt IV enthaltenen Bes Beſitzers gegenüber der Bank erlöſchen erſt mit dem Tage, an welchem 
ſtimmungen. die Uebertragung der Mitgliedſchaft auf den neuen Befitzer Seitens 
Unter der Firma: 1 des Vorstandes der Bank ſchriftlich genehmigt iſt. Bei gänzlicher Auf- 
„Veutſche Unfalls und Invaliditäts⸗Berſicherungs⸗Genoſſen⸗ gabe des Geſchäfts erliſcht die Mitgliedſchaft reſp. die Verpflichtung des 
ſchaft in Leipzig 10 Bankmitglledes als ſolches, nach Beendung des laufenden Semeſters. 
wird Seitens der Verwallungs⸗Organe der Bank ein Zweig⸗Inſtitt , 10. Folgen des Ausfheidens, Ausgeſchiedene Mitglieder, 
begründet, welches mit der Bank unter gemeinſchaftlicher Verwaltung ingleichen die Erben verſtorbener Mitglieder, bleiben der Bank in Bezug 
1b eines be ö auf alle dem Mitgliede zur Zeit des Ausſcheidens obliegenden Ver⸗ 
ſtehen und auf Grur ſonderen Statutes gegen ſolche Unfälle, au í A 80 N 
auf welche das Haftpflichtgeſetz nicht Anwendung findet, ſowie gegen pflichtungen innerhalb der geſetzlichen Verjährungsfriſten haftbar. 


Invalidität der Arbeiter Verſicherung gewähren fol, . 11. Fortſetzung. Den ausgeſchiedenen Mitgliedern, beziehungs⸗ 
3. Dauer. Die Dauer der Ban wird auf unbeſtimmte Zeit weiſe deren Erben, ſteht kein Recht an den Reſerve⸗ Fond (5 92) zu. 
feſtgeſetzt. $ 12. Rechte der Mitglieder. Die Mitglieder der Bauk ſind 


5,4. Hexichtsſtand. Die Baut hat ihren Gerichtaſtaud vor dem berechtigt; a) Anträge und Beschwerden an den Vorſtand, den Aufſichts⸗ 
Königlich Sachliche Bezirlsgericht zu Kay ‚Pe aber auch Recht rath und bie ban an b (85 35 u. 103) zu bringen; — b) an 
an denjenigen Orten des In⸗ und Auslandes, wo die Verſicherungs⸗ den Verhandlungen und Beſchlliſſen der Generalderſammlungen, ein⸗ 
Verträge durch ihre Haupt- und General-Agenten abgeſchloſſen find, ſchließlich der Wahlen, theilzunehmen; — c) Anträge auf Auflöſung 

ö Ka ol und Liquidation der Bank zu ftellen, (89 31, 35.) 
II. Abſchnitt. Mitglieder der Bank, Eintritt und Aus- : ; ; ie Mitali a 
A A te 9 13. Pflichten der Mitglieder. Die Mitglieder ſind verpflichtet: 
ſcheiden, Rechte und Pflichten der Mitglieder und Folgen un⸗ 1) ihr geſammleß Arbeits- und Betriebs - Perſonal bei der Bank zu 
richtiger Angaben oder unterlaſſener Anzeigen. verſichern; — 2) die in dem Verſicherungs⸗Antrag (Anlage A und B) 
„9 5. Mitglieder der Bank. Mitglied der Bank wird die Eiſen- enthaltenen Fragen mit Gewiſſenhaftigkeit und Genauigkeit zu beant⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft, oder der Eiſenbahn-Beſiter und Bau⸗ Unternehmer, worten (8 14); — 3) jede Vermehrung ihres Perſonals alsbald, ſpä⸗ 
der Fabrik-, Bergwerks⸗ und Hüttenbefitzer, der Gewerbetreibende, In- teſtens aber vor Ablauf des Semeſters (ultimo Juni, ultimo December 
haber oder Vorſtand eines Geſchäftes, welcher Art immer es ſein möge, jeden Jahres) dem Vorſtande ſchriftlich anzuzeigen (58 14, 16, 22); — 
der gegen die im § 2 bezeichneten körperlichen Unfälle ſeines Arbeits⸗ 4) diejenigen Vorkehrungen und Vorſichtsmaßregeln zu treffen und auf⸗ 
und Betriebs⸗Perſonals oder der Paſſagiere Verſicherung nimmt. recht zu erhalten, welche zur Sicherheit des Lebens und der Gefunbheit 

86. Eintritt. Die Aufnahme als Mitglied wird auf Grund des Arbeits- und Betriebs ⸗Perſonals geſetzlich vorgeſchrieben, beziehent⸗ 
einer ſchriftlichen Anmeldung durch Unterzeichnung eines Verſicherungs⸗ lich polizeilich verordnet ſind (8 88); — 5) den Beſtimmungen dieſes 
Antrages (Anlagen A und B) nachgeſucht und erfolgt mit Genebmigung Statuts, welches fie durch Unterzeichnung des Verſicherungs⸗Antrages 
des Vorſtandes ($ 10). (Siehe die Aufnahme⸗Urkunden, Anlagen C u. D.) (Anlagen A und B) als rechts verbindlich anerkannt haben, ſowie et» 

Die Verpflichtung der Bank beginnt um Mitternacht desjenigen waigen in der Aufnahme⸗Urkunde (Anlagen C, E u. F) enthaltenen bee 
Tages, an welchem das Eintrittsgeld entrichtet, reſp. zur Poſt gegeben iſt. ſonderen Verſicherungs⸗Bedingungen überall nachzukommen; — 6) das 

Die ſämmtlichen Verträge der Bank mit Preußiſchen Staats Eintrittsgeld (8 16) und 7) die Beiträge pünktlich zu entrichten, welche 
angehörigen werden durch die Gencral⸗Bevollmächtigten der Bank an von dem Auſfſichtsrath feſtgeſtellt (55 17, 23) und durch den Vorſtaud 
dem in Preußen belegenen Wohnorte derſelben abgeſchloſſen, ſiehe An⸗ eingefordert werden. 


lagen des Statuts, Formulare E u. F, 14. Folgen unrichtiger Angaben oder unterlaſſener Anzeigen. 
„5 7. Ausſcheiden. Das Ausſcheiden aus der Bant kann a) durch Wer bel den Verſicherungs⸗Anträgeu und ſonſtigen vorſchriftsmäßigen 
Kündigung (8 8), b) durch den Tod (5 9) erfolgen. Angaben nicht völlig aufrichtig zu Werke gegangen iſt, oder die ſtatutariſch 


> . Freiwilliger Austritt und Kündigung. Der Austritt aus vorgeſchriebenen Anzeigen unterläßt, verliert, je nach Befinden des 
der Bant iſt jedem Mitgliede nach vorausgegaugener ſchriftlicher, mittelſt Aufſichts⸗Raths, alle Erſatz⸗Anſprüche au die Bank, oder unterliegt einer 
recommandirten Schreibens an den Vorſtand der Bank zu richtender Conpentionalſtrafe von 5 bis 100 Thalern, deren Feſtſetzung dem 
Aufkündigung, welche ſpäteſtens im Laufe des Monat November eines Aufſichts⸗Nathe obliegt (8 63 ). Die legitimirten Organe der Bank 
eben Jahres zu erfolgen hat, mit dem 1. Jannar des nächſtfolgenden haben das Recht, behufs Conſtatirung der Paſſagier⸗ und Arbeiterzabl 
Jahres geftattel. Ein gleiches Kündigungsrecht ſteht dem Vorſtande jeder Zeit Einſicht in die betreffenden Bücher und Liſten der Bank⸗ 
im Laufe des November jeden Jahres mit Genehmigung des Aufſichts⸗ mitglieder zu nehmen. 

Mathes den Mitgliedern gegeniiber zu. Macht der Vorſtand hiervon ling 
innerhalb ber erten fünf Verſicherungsjahre Gebrauch, fo wird die III. Abſchnitt. Haft- und Beitragspflicht der Mitglieder. 
Hälfte des gezahlten Eintrittsgeldes (§ 16) den ausſcheideuden Mit- 5 15. Haftpflicht der Mitglieder. Die ſämmtlichen Mitglieder 
gliedern baar zurückoergütet. Gegen die erfolgte Kündigung ſteht dem haften ſich ſowohl untereinander, wie allen Baukgläubigern gegenüber, 
betreffen den Mitgliede der Rekurs au die nächſte General⸗Verſammlung unbeſchränkt und ſolidariſch für alle Schadenerſatz⸗Auſprüche und Shas 
zu. Vor Jahresablauf ift keinem Mitgliede — Todesfall ausgenommen denerſatz⸗Leiſtungen auf Grund der Beſtimmungen in 82 u. Abſchn. IV. 
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8 16. Beitrandpflicht ber Mitglieder bel Eintritt in bie Bent, 
Bei der Aufnahme hat das Mitglied für das Arbeits⸗ und Betriebs: 
Perſonal, in Bezug auf welches die Verſicherung genommen wird, ein 
Eintrittsgeld von 15 Silbergroſchen pro Kopf zu entrichten. Bei einer 
Vermehrung des Perſonals (8 13 sub 3) iſt ein gleicher Betrag als 
Eintrittsgeld für die vermehrte Kopfzahl zu entrichten. 

9 17. Fortlaufende Beiträge. Die Mitglieder find perpflichtet, 
die von dem Aufſichtsrath pro Semeſter feftgeftellten und von dem 
Vorſtande eingeforderten Beiträge innerhalb der im desfallſigen Aus⸗ 
ſchreiben beſtimmten Frift pünktlich (5 25) an die im Ausſchreiben 
bezeichneten Zahlungsſtellen abzuführen. 

8 18. Beiträge der neu eingetretenen Mitglieder. Die neu 
eingetretenen Mitglieder haben für das laufende Semeſter dle vollen 
zur Erhebung kommenden Beiträge, gleich den übrigen Mitgliedern, 
zu entrichten, wenn ſie im Laufe der erſten drei Monate des Semeſters 
eingetreten find. Diejenigen Mitglieder, welche in den letzten drei 
Monaten eines Semeſters eintreten, haben nur noch die Hälfte der für 
das lanfende Semeſter zur Erhebung gelängenden Beiträge zu entrichten. 


IV. Abſchnitt. Von den Gefahren⸗Claſſen, den Pflichten der 
denſelben angehörenden Mitglieder, Höhe und Feſtſetzung der 
Beiträge, Zahlungs⸗Aufforderung und Conventional⸗Strafe. 

§ 19.5) Gefahren⸗Claſſen. Bis auf Weiteres (8 29) werden 
folgende Gefahren⸗Claſſen gebildet, deren Mitglieder unter ſich für 
alle innerhalb derſelben vorkommenden Schäden zu haften und auf⸗ 
zukommen haben (8 15.): 

Nie Gefahren⸗Glaſſe A umfaßt alle diejenigen Mitglieder, welche 
Beſitzer von Fabriken und gewerblichen Etabliffements find, deren Be- 
trieb keine außergewöhnlichen Gefahren für die Arbeiter bietet. 

Die Gefahren⸗Claſſe B beſteht aus Mitgliedern, welche Beſitzer 
von Fabriken und . Etabliſſements find, deren Betrieb eine 
erhöhte Gefahr für das Arbeits⸗ und Betriebs⸗Perſonal bietet. 

Die Geſahren⸗Glaſſe C wird gebildet von den Eiſen⸗ und anderen 
Metall⸗Hütten (als Hohofen⸗Anlagen, Walzwerken, Hammerwerken, 
Kupferhütten, Blei⸗ und Zinkhütten). 

Die Gefahren⸗Claſſe D wird von den Eiſenbahn⸗Geſellſchaften, 
rejp. Eiſenbabn⸗Beſitzern und Eiſenbahn⸗Bau⸗Unternehmern gebildet. 
(Siehe auch § 26 ff.) su 

Die Geſahren⸗Glaſſe E beſtebt aus Mitgliedern, welche Beſitzer 
von Bergwerken, Steinbrüchen und Giberen (Gruben) find. 

Die Wefahren-Glaffe F wird gebildet von Pulver-, Dynamit, 
Nitroglycerin⸗ und anderen der Exploſtonsgefahr auegeſetzten Fabriken, 
jowie von allen ſolchen induſtriellen oder gewerblichen Etabliſſements, 
deren Geſchäftsbetrieb mit einer außergewöhnlichen Gefahr für die 
Arbeiter verbunden iſt. 

Die Beſtimmung darüber, in welche Gefahren⸗Claſſe ein Mitglied 
aufzunehmen fet, wird in jedem einzelnen Falle von dem Vorſtande 
der Bank getroffen. 

Der Letztere bat auch das Recht, Verſicherungs⸗Anträge ohne 
Angabe von Gründen abzulehnen. 

§ 20. Höhe der Beitragspflicht. Die Beitragspflicht der Mite 
glieder regelt ſich bezüglich ihrer Höhe nach derjenigen Gefahren⸗Claſſe, 
welcher fie angehören. (88 19, 26, 29.) 

8 21. Fortſetzung. Es gilt hlerbei das Prinzip: a) daß durch 
die Trennung der verſchiedenen Gefahren in beſtimmte Claſſen eine 
gerechte Vertheilung der Schäden auf jede einzelne Gefahren⸗Claſſe 
ſtattfinde; — b) daß nur der wirklich vorhandene jeweilige Bedarf 
von den Mitgliedern erhoben werde. 

5 22. Fortſetzung. Die Kopfzahl des Arbeits⸗ und Betriebs⸗ 
Perſonals, in Bezug auf welches von den Mitgliedern die Verſicherung 


e) Auf Grund des g 29 der Statuten wurde in der Sitzung des Auf- 
ſichts⸗Rathes der Bank am 23. Oktbr. 1871 eine Vermehrung der Gefah⸗ 
ren⸗Claſſen beſchloſſen und zwar: Cafe D fol nur die Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaften reſp. Eiſenbahn⸗Beſitzer umfaſſen (für Eiſenbahn⸗Bau⸗Unterneh⸗ 
mer iſt eine neue Claſſe K gebildet worden); — Glaſſe E fol fortan nur 
Steinkohlenwerke umfaſſen); — Elaffe H wird von den Braunkohlenwer⸗ 
ken gebildet; — Claſſe I umfaßt alle übrigen Bergwerke, als: Schiefer, 
Phogphorit⸗, Erz⸗ und P.incral⸗Gruben aller Art, incl. Steinbrüche und 
ſonſtige Gräbereien und Gruben aller Art; Glaſſe K beſteht aus Eiſen⸗ 
bahn⸗Ban⸗Unternebmern wie Bau⸗Unternehmern aller Art; — Caffe L 
wird von den Pulverfabriken gebildet. 

In der Aufſchts⸗Ratbs⸗Sitzung vom 11. Januar 1872 wurde ferner 
beſchloſſen: Glaſſe M für Spinnereien und Webereien (in Baumwolle, 
Wolle, Flachs, Hanf ꝛc.), Druckereien, Färbereien, Bleichereien u. Appretur⸗ 
Anſtalten aller Art, ſowie Tuchfabriken ꝛc. zu bilden. 
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genommen ft, bildet den Maaßſtab für die von den Mitgliedern pro 
Semeſter zu leiſtenden Beitrags⸗Quoten (cfr. 3 63 p). 

823. Feſtſetzung der Beiträge. Die hiernach (88 19 — 22) 
von den Mitgliedern der einzelnen Gefahren⸗Claſſen zu entrichtenden 
Beiträge werden von dem Aufſichtsrath pro Semeſter — ultimo Funi- 
und ultimo December jeden Jahres — poftnnmerando feſtgeſetzt und 
von den Mitgliedern durch den Vorſtand oder die ſonſtigen hierzu 
ermächtigten Organe der Bank eingefordert und erhoben. 

8 24. Zahlungs⸗Aufforderung. Jedes Mitglied empfängt eine 
briefliche (midt recommandirte) Anfforderung des Vorſtandes zur Eut- 
richtung der laut 9 23 feſtgeſetzten Beiträge. Gleichzeitig wird in den 
Bankblättern zweimal bekannt gemacht, welche Gefahren ⸗Claſſen Bet- 
träge zu entrichten haben, ſo daß kein Mitglied bezüglich einer Zahlungs⸗ 
ſäumniß den Nichtempfang einer brieflichen Zahlungsaufforderung als 
Entſchuldigung vorſchlttzen kann. (8 105.) 

8 25. Conkenlionalſtrafe. Kommt ein Mitglied der Zahlungs⸗ 
aufforderung (8 24) innerhalb der im Ausſchreiben, beziehentlich der 
öffeutlichen Bekanntmachung (8 105), angegebenen Friſt und auch einer 
zweiten recommandirten Zahlungsaufforderung nicht nach, ſo verfällt 
daſſelbe in eine Con ventionalſtrafe von der Höhe der ausgeſchriebenen 
ſchuldigen Beitrags⸗Quote (8 23). Außerdem verliert das ſäumige 
Mitglied alle ſtatutariſchen Rechte, insbeſondere auch die Schadeuerſatz⸗ 
Anſprüche an die Bank. Nach Erflllung feiner Verpflichtungen, wozu 
es event. gerichtlich gezwungen werden ſoll, leben feine Rechte wieder 
auf, mit Ausnahme aller Auſprüche auf Entſchädigung für Unfälle, 
während der Verſäumniß vorgekommen. 

8 26.) Gefahren⸗Claſſe G für Eiſenbahn⸗Paſſagier⸗Unfälle. 
Für die Eiſenbahn⸗Geſellſchafteu, welche außer für ihr Arbeits⸗ und 
Betriebsperſonal, das in die Gefahren⸗Claſſe D gehört (8 19), noch 
für die Unfälle der Paſſagiere geſetzlich zu haften haben, wird eine 
Geſahren⸗Glaſſe G für Eiſenbahn⸗Paſſagier⸗Anfülle gebildet. 

Die Mitglieder dieſer Gefahren⸗Claſſe kragen ebenfalls unter fó, 
nach dem Princip der Gegenſeitigkeit und der unbefchränften und ſoli⸗ 
dariſchen Haftbarkeſt, alle innerhalb derſelben vorkommenden Schäden, 
durch Entrichtung fortlaufender Beitriige, und es finden die Beſtim⸗ 
mungen in 88 17, 18, 23, 24, 25 auch auf ſte Anwendung. 

§ 27. Schäden derſelben. Die Schäden »in dlefer Gefahren⸗ 
Claſſe werden auf die Mitglieder — die Eiſenbahn⸗Geſellſchaften — 
nach dem Verhältniß der von ihnen beförderten Paſſaglerzahl, welche 
nach Hunderten abgerundet — das angefaugene Hundert für voll ge⸗ 
rechnek — allmonatlich dem Vorſtande der Bauk und zwar bis zum 
25. jeden folgenden Monats brieflich mitzutheilen ſind, vertheilt. 

Unterläßt ein Mitglied dieſe Anzeigen, ungeachtet einer einmaligen 
Erinnerung Seitens des Bank⸗Vorſtan des, fo kommen die Beſtimmungen 
in $ 14 zur Anwendung und außerdem hat der Vorfianb das Recht 
und die Pflicht, die fehlenden Anzeigen nach eigenem Ermeſſen zu er⸗ 
gänzen und die daraus reſultirenden Beitrags ⸗Ouoten feſtzuſetzen. 
Zur Zablung der letzteren iſt das Mitglied unweigerlich verpflichtet 
(8 25), es ſteht ihm jedoch eine Reclamation bezüglich deren Höhe 
nachträglich frei, 

$ 28. Beſrelung vom Eintritiägeld für Gefahren ⸗Clußſe G. 
Von dem in $ 16 feſtgeſetzten Eintrittsgelde bleiben die Mitglieder 
der Gefahren⸗Claſſe G befreit, falls fie der Bank als Mitglieder der 
Gefahreu⸗Claſſe D bereits angehören, oder fih zum alsbaldigen Ein⸗ 
tritt auch in die letztere verbindlich machen. Entgegengeſetzten Falles 
haben die Mitglieder der Gefahren⸗Claſſe G ein Eintrittogeld zu ent⸗ 
richten, beffen Höhe der Vorſtand beſtunmt und wofür in der Regel 
die Kopfzahl des bei der betreſfeuden Eſſenbahn⸗Geſellſchaft beſchäftigten 
Arbeits⸗ und Betriebsperſonals die Grundlage bilden ſoll. 

8 29. Veränderung der Geſahren⸗Claſſen. Eine Vermehrung 
oder Verſchmelzung der Gefahren ⸗-Claſſen fteht dem Auſſichts⸗Rathe 
jeder Zeit frei. 
V. Abſchnitt. Verwaltung und Geſchäftsführung der Bank. 

$ 30. Gliederung der Bauk⸗Organe. Die Organe der Bank 
find: a) die General⸗Verſammlung der Mitglieder; V) der Auf: 
ſichts⸗Rath; — e) der Vorſtand. 


A. Von ber General⸗Verſammlung. 
§ 31. Ordentliche und außerordeulliche General: Berfamn- 
lungen. Alljährlich findet regelmäßig im Laufe des Monat Mat 


in Leipzig eine ordentliche General⸗Verſammlung ſtatt (8 95 al. 2), 
die erſte nach Ablauf des erſten Rechnyn 8. Jahres ($ 90). Außer- 
ordentliche Generalverſammlungen -mifer zuſammenberufen werden: 
a) auf Beſchluß des Aufſichts⸗Rathes; — b) auf Antrag des Bors 
ſtaudes; — ch auf ſchriftlichen Antrag von mindeſtens einem Zehutel 


„) Siehe Anmerkung zu § 19. 
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der ſömmtlichen oder von 300 Mitglledern der Bank; — d) auf den 


Beſchluß einer General⸗Verſammlung. — Ueber Ort, Zeit und Lages- 
ordnung der außerordentlichen Geueral⸗Verſammlungen beſchließt der 
Auffihts - Rath. 

8.32. Einberufung der General⸗Verſammlungen. Die Ein- 
berufung ber General-Berfammfung erfolgt durch den Voörſtand oder 
den Auffichts⸗ Rath. 

§ 33. Einladungen zu denſelben. Die Einladungen zu denſelben 
fnb mittelſt zwetmaliger Bekauntmachung, von denen die erſte ſpäteſtens 
drei Wochen, die zweite ſpäteſtens acht Tage vor dem beſtimmten Ver⸗ 
ſammlungstage und zwar mit einem Zwiſchenraum von mindeſtens 
acht Tagen in den Bankblättern (5 105) veröffentlicht fein muß, von 
dem Vorſtande oder dem Auſſichts⸗Rath zu erlaſſen. 

$ 34. Gegeuſtände der Tages⸗Ordnerng. Die Gegenſtände 
ber Tagesordnung müſſen in der Einladung angezeigt werden. Ohne 
dieſe Anzeige kaun ein gültiger Beſchluß nicht gefaßt werden. 

9 35. Stellung non Anträgen. Wüuſchen Mitglieder beſon⸗ 
bere, ſtatntariſch zuläſſig erſcheinende Anträge zur Berathung und 
Beſchlußfaſſung in der General⸗Verſammlung gelangen zu laffen, fo 
ind ſolche mindeſtens 6 Wochen zuvor zur Kenntuiß des Vorſtandes 
und des Aufſichts⸗Rathes zu bringen. Sobald der Letztere ſolche 
Anträge für ſtatutariſch zuläſſig befindet, it er verpflichtet, dieſelben 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. 

Gegen den abweiſenden Beſchluß des Aufſichts⸗Rathes bleibt es 
den Ankragſtellern überlaſſen, über die Zuläſſigkeit ihres Antrages 
Berufung an die General⸗Verſammlung einzulegen und ift dieſe Ber 
rufung auf die Tagesordnung der nächſtfolgenden General⸗Verſamm⸗ 
lung zu bringen. 

8.36. Tagesordnung für außerordentliche General⸗Berſamm⸗ 
lungen. In außerordentliche General⸗Verſammlungen finden Er⸗ 
örterungen und Verhandlungen über Gegenſtände, welche nicht auf 
der Tagesordnung ſtehen, unter keinen Umſtänden ſtatt. 

9 ST. Theilnahme der Mitglieder an den General⸗Verſamm⸗ 
lungen, Legitimatlon, Vertretung und ee eee Zur 
Theilnahme an der General ⸗Verſammlung und an den Beſchluß⸗ 
faſſungen derſelben ift jedes Mitglied berechkigt. 

Die Legitimation geſchieht durch Vorzeigung der Police (Aufnahme⸗ 
Urkunde) bei dem dazu beſtimmten Beamten. Eine Vertretung nicht 
perſöulich erſcheinender Mitglieder in den General⸗Verſammlungen iſt 
geſtattet, jedoch nur durch Bankmitglieder. Ehefrauen können fih 
durch ihre Ehemänner, Werke, Corporationen, Vereine 3c, durch Be⸗ 
vollmächtigte vertreten laſſen. Minderjährige oder ſonſt Bevormundete 
werden durch ihre Vormünder oder Curatoren und juriſtiſche Perſonen 
durch ihre Vertreter in den General⸗Verſammlungen vertreten. 

ür ein Mitglied darf nicht mehr als ein Vertreter erſcheinen. 
des Mitglied hat für je hundert Verſicherte, das angefangene 
Hundert für voll gerechnet, eine Stimme. k 

Ein Mitglied, welches abweſende Bankmitglieder in der General 
Verſammlung vertritt, kann exel. feiner eigenen Stimmen zuſammen 
nicht mehr als 50 Stimmen erwerben. Jedoch fol es einem jeden 
Etabliſſement geſtattet fein, ſich mit feiner vollen Stimmenzahl durch 
ein Mitglied vertreten zu laſſen. > ; 

Die Eiſenbahn⸗Geſellſchaften üben dieſes Stimmrecht nur als 
Mitglieder der Gefahren: Elaffe D (für ihr Arbeite und Betriebs- 
Perſonal) aus, während ihnen als Mitglieder der Gefahren⸗Claſſe G 
lein, beziehentlich kein weiteres, Stimmrecht zuſteht. 

$ 38. Gegenſtände der Berathung, bezlehentlich Beſchlußfaſſung 
in den General⸗Berſammlungen. Die General Verſammlung beſchließt 
über folgende Gegenſtände: 1) den Geſchäftsbericht des Vorſtandes; — 
2) den jährlichen Rechnungs⸗Abſchluß und die Bilanz, ſowie die 
Oechargirung des Aufſichts⸗Rathes und des Vorſtandes; — 3) Wahl der 
aus drei Mitgliedern (und drei Stellvertretern) beſtehenden Reviſtons⸗ 
Commiſſion (§ 46); — 4) die Wahl, reſp. Ergänzung der Mitglieder des 
Auſſichts⸗Rathes (88 55, 56) und den Widerruf dieſer Stellungen 
(851 al. 2); — 5) deu Widerruf der Stellung der Vorſtands⸗Mitglieder 
($ 75); — 6) Erganzung und Abänderung der Statuten; — 7) Anträge 
auf Auflöſung und Liquidation der Bank; — 8) alle anderen Anträge, 
welche auf der Tages⸗Orduung ſtehen. 

Die Auflösung und Liquidation der Bank, ſowie die Ergänzung 
und Abänderung der Statuten (sub 6), kann nur mit einer Dreiviertel⸗ 
Majorität der abgegeben Stimmen beſchloſſen werden. Anträge auf einen 
dieſer beiden Gegenf ge müſſen den Mikgliedern mindeftens 14 Tage 
vor der General Verſammlung durch Circulair bekannt gemacht werden. 

Um über die unter 7 aufgeführten Gegenſtände Beſchluß faſſen zu 
können, ift die Auweſenheit reſp. Vertretung der Hälfte aller Mitglieder 
und eine Dreiviertel⸗Majorität ihrer Stimmen erforderlich. Auf dieſes 
Erforderniß muß bei Einberufung der General-Verſammlung ausdrück⸗ 
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lich hingewieſen werden, widrigenfalls ein Beſchluß ierüber nicht 
gefaßt werden kann. 

Iſt nicht die Hälfte der Mitglieder anweſend, reſp. vertreten, ſo 
it unter Angabe der Veranlaſſung eine auderweite General⸗Verſamm⸗ 
lung anzuberaumen, welche ohne Rückſicht auf die Zahl der anweſenden 
Mitglieder beſchlußfähig iſt. Auch hierauf iſt bei der öffentlichen Ein⸗ 
ladung hinzuweiſen. 

$ 39. Vorſitz in den General⸗Berſammlungen. Den Vorſitz 
in der General⸗Verſammlung führt der Vorſtitzende des Aufſichts⸗Raths 
oder ein anderes von letzterem beauftragtes Mitglied deſſelben. 

5 40. Geſchlußfähigkeit der Peneral⸗Berſammiungen. Jede 
ſtatutenmäßig zufammenberufene General⸗Verſammlung ift ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Anzahl der erſchienenen, reſp. vertretenen Mitglieder beſchluß⸗ 
fähig, ausgenommen bei Beſchlußfaſſung über Anträge auf Auflöfung 
und Liquidation der Bank ($ 88). 

$ 41. Serutatoren. Der Borſitzende ernennt bei Eröſſuung der 
Verſammlung, zur Prüfung der Stimmberechtigung und zur Auszäh⸗ 
lung der Stimmen, aus der Mitte der auweſenden Mitglieder zwei 
Serutatoren, die indef nicht Mitglieder des Aufſichts⸗Raths fein dürfen. 

& 42. Abſtimmung. Ihre Beſchlüſſe faßt die General⸗Verſamm⸗ 
lung, fofern nicht das Statut ein anderes Stimmverhältniß vor ſchrelbt, 
(88 38, 51 al. 2 und 75), nach einfacher Stimmenmehrheit. 

Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet der Vorſitzende. 

9 43. Wahlen. Die Wahlen werden gewöhnlich mittelſt gehei⸗ 
men Serutiniums durch Stimmzettel vorgenommen. Sie können aber 
auch, falls kein Einſpruch dagegen aus der Verſammlung erhoben wird, 
ebenſo, wie alle übrigen Abſtimmungen in der Geueral⸗Verſammlung, 
durch Acclamation erfolgen. Bei den Wahlen ift zunächſt absolute 
Stimmenmehrheit erforderlich. Ergiebt ſich diefe im e Wahlgange 
nicht, fo entscheidet im zweiten die relative Mehrheit und dei Stimmen⸗ 
gleichheit das Loos. 

$ 44. Verbindlichkeit der Beſchlüſſe. Die von den General- 
Verſammlungen ſtatutenmäßig gefaßten Beſchlüſſe find für die ſämmt⸗ 
lichen Mitglieder der Bank verbindlich und werden denſelben vom Vor⸗ 
ſtande durch Circulair bekannt gemacht. 

$ 45. Protokolle und Protokollbuch. Ueber die Beſchlüſſe der 
General⸗Verſammlung ift ein notarielles Protokoll aufzunehmen und daſſelbe 
vom Vorſitzenden, den Serutatoren, ſowie von mindeſtens zwei Aufſichts⸗ 
ene und den Mitgliedern, die es verlangen, zu unter⸗ 
zeichnen. 

Die General⸗Verſammlungs⸗Protokolle find der Reihenfolge nach 
in einen Band (Protokollbuch) zu vereinigen und es ſteht den Mitglie⸗ 
dern jeder Zeit die Einſicht in das Protekollbuch offen. 

5 46. Reviſtons⸗Commiſſton und Decharge der Verwaltungs⸗ 
Organe. Die ordentliche General⸗Verſammlung eines jeden Jahres 
erwählt in der in § 43 beſtimmten Wriſe drei Neviſoren, und für 
deren Behinderungsfall drei Stellvertreter aus der Zahl der Vante 
Mitglieder ($ 38 sub 3), welche den Auftrag haben, die Rechnungen 
und die Bilanzen zu prüfen, welche vom Vorſtand, bezieheutlich vom 
Aufſichts⸗Rath der General⸗Verſammlung vorzulegen find. Die Funts 
tionen dieſer Commiſſion beginnen ſpäteſtens vier Wochen vor der 
nächſten General⸗Verſammlung und endigen mit dem Schluſſe derſelben. 

Weigern ſich die von der General⸗Verſammlung gewählten Revi⸗ 
foren (und deren Stellvertreter), die Wahl anzunehmen, fo if dieſelbe 
von dem Aufſichts⸗Rath ans der Reihe der Bank⸗Mitglieder zu bewir⸗ 
ken, bezieheutlich zu ergänzen. 

Die Reviſions⸗Commiſſion hat das Necht und die Pflicht, im 
Geſchäftslokale der Bank die Rechnungen, Bücher und Kaſfenbeſtände, 
ſowie Alles, was fie zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten für nöthig 
findet, zu unterfuchen. 

Die etwa zu erhebenden Erinnerungen und der von ihr der 
General⸗Verſammlung zu erſtattende Bericht find jedoch dem Vorſitzenden 
des Aufſichts⸗Raths und dem Vorſtaude mindeſtens 8 Tage vor der 
General⸗Verſammlung ſchriftlich mitzutheilen. 

Aufſichts⸗Raths⸗Mitglieder, oder Beamte der Bank, dürfen zu Re⸗ 
viſoren nicht erwählt werden. 

Die General⸗Verſammlung hat auf Grund des Reviſions⸗Berich⸗ 
tet, falls gegen die Geſchäftsführung nichts zu erinnern it, dem Auf⸗ 
ſichts⸗Rath und dem Vorſtande Decharge zu ertheilen, auch über die 
auf etwaige Erinnerungen der Reviſions Tommiſſion vom Aufſichts⸗ 
Rath und dem Vorſtande abgegebenen Beantwortungen zu entſcheiden. 

$ 47. Tranſttortſche Beſtftmmungen. Die erſte Reviſtons⸗Com⸗ 
miſſion kann in einer außerordentlichen General⸗Verſammlung gewählt 
werden. Wenn aber im Laufe des erſten Geſchäftsjahres eine ſolche nicht 
einberufen wird, fo erwählt für das erſte Rechnungsjahr der Aufſichts⸗ 
Rath die Mitglieder der Commiſſion aus der Reihe der Bankmitglieder. 

§ 48. Art der Rechnungslegung. Die Mitglieder können feine 
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andere Rechnungslegung Torben, als dae Statut dem Aufſichts⸗Rath 
und dem Vorſtande dieſelbe zur Pflicht macht. 


B. Bon dem Auffichts⸗Rath. 

5 49. Allgemeine Beſtimmung. Alle der General⸗Verſammlung 
nicht ausdrüchich vorbehaltenen Angelegenheiten gehören zur Competenz 
des Auffichts⸗Raths, welcher die Geſchäftsführung in allen Zweigen 
der Verwaltung überwacht. 

8 50. Zahl der Aufſichts⸗Raths⸗ Mitglieder. Der Auſſichts⸗ 
Rath beſteht aus mindeſtens 6 und höchſtens 15 Mitgliedern. 

$ 51. Nothwendige Eigenſchaften der Auffichts⸗Raths⸗Mit⸗ 

ieder. Zu Mitgliedern des Aufſichts⸗Raths find nur ſolche ſelbſt⸗ 
ändige Banks Mitglieder wählbar, welche im Beſitz der bürgerlichen 
Ehren⸗Rechte und weder Beamte der Bank, noch Mitglieber der Ver⸗ 
waltung einer Coucurrenz⸗Anſtalt find. Wer die hier vorgeſchriebenen 
Eigenſchaften verliert, wird feiner Funktionen als Mitglied des Auf⸗ 
ſichts⸗Raths enthoben. 

Ein Mitglied des Aufſichts⸗ Raths muß ferner fein Amt nieder⸗ 
legen, wenn zwei Dritttheile der in einer General⸗Verſammlung ab« 
gegebenen Stimmen fth dafür ausſprechen. (J 38 sub 4.) 

Es muß jedoch, ſoweit thunlich, jede Gefahrenklaſſe in dem Auf- 
ſichts⸗Rathe durch mindeſtens eines ihrer Mitglieder vertreten fein. 

8 52. Erſter Anfſichls⸗Rath. Den erſten Auffichts⸗Rath bilden 
folgende Mitglieder des Gründunge⸗Comité's, nämlich: 

Herr Gufan Adolph Waldthauſen in Eſſen, 

„ Geheimer Finanzrath Eugen Nühnemann in Berlin, 
„ Bergwerks ⸗Director Puge Volkmar Pppe in Zwick au, 
„ Bergwerks⸗Director Gufav Adolph Varnhagen in Dwickan, 

Herr Alexander Rühle von Mitenſtern, techniſcher Director der 

Königin ⸗Mariahütte in Cainsdorf bei Zwickau, 
„ Adolph Werther, Fabrikbeſitzer in Breslau. 

§ 53. Amtsdauer des eriten Aufſichts⸗ Raths. Die in 8 52 
namhaft gemachten Aufſichts⸗Raths⸗ Mitglieder verbleiben in dieſer 
Stellung für die Dauer der erſten zwei Rechnungszahre, ſofern fie 
nicht freiwillig (8 54) oder genöthigtermaaßen (§ 51 al. 2) ausſcheiden. 

§ 54. Freiwilliges Ausſcheiden der Anfſichts⸗Raths⸗Mitglieder. 
Jedes Mitglied des Auffichts⸗Raths kann jeder Zeit — nach vorheriger 
dreimonatlicher Kündigung — aus demſelben austreten, falls dadurch 
die Mitgliederzahl nicht unter 6 herabſinkt. Wäre dies der Fall, fo 
darf der Austritt nicht eher ſtattfinden, als bis der Aufſichts⸗Nath 
durch Cooptation ein neues Mitglied ernannt bat, 

9 55. Cooptation von Aufſichts⸗Ratbe⸗ itgliedern. Der Auf⸗ 
ſichts Rath kann jeder Zeit zur Cooptation neuer Mitglieder ſchreiten, infor 
fern die Geſammtzahl derſelben 15 nicht Überſteigt. Die nächſte General- 
Berſammlung hat ein ſolches neues Mitglied zu beſtätigen, andern Falls 
aber eine Neuwahl vorzunehmen. Eine Neuwahl muß ſtattfinden, 


falls die Mitgliederzahl in Folge der Nichtbeſtätigung unter 6 herab⸗ f) 


ſinken würde. 

Die Cooptation hat zu notariellem Protokoll zu erfolgen. 

g 56. Allmähliches Ausſcheiden der UÜHIEER EIN FH ede 
Nach Ablauf der erſten zwei Rechnungsjahre ſcheiden alljährlich zwei 
Mitglieder des Aufſtchts⸗Raths in der durch das Laos zu deſtimmenden 
Reihenfolge aus, und die General⸗Verſammlung wählt zwei neue. Die 
Ausgeſchiedenen find ſofort wieder wählbar. Sind ſolchergeſtalt ſämmt⸗ 
liche Mitglieder des Aufſichts⸗Raths ausgeſchieden, fo erfolgt der ſpä⸗ 
tere Austritt nach der Reihenfolge des Eintritts. 

8 57. Leitung und Legitimation des Aufſichts⸗Raths. Der 
Auffichts⸗ Rath erwählt alljährlich, nach Stimmenmehrheit, zu Pros 
tokoll aus feiner Mitte einen Vorfitzenden und einen ſtellvertretenden 
Vorſitzenden. Die Namen derſelben, ſowie diejenigen ſämmtlicher Auf⸗ 
ſichts⸗Raths⸗Mitglieder der Bank, auch jeder Wechſel, welcher in dieſen 
Perſonen eintritt, find durch die Blätter der Bank (§ 105) bekannt 
zu machen. Dritten Perſonen gegenüber darf, wenn der ſtellvertretende 
Vorſitzende fungirt hat, niemals der Emwand entgegengeſtellt werden, 
es habe der Fall der Stellvertretung nicht vorgelegen. 

Der Aufſichts⸗Rath führt feine Legitimation durch 
Statut und beziehentlich durch die notariellen Wahlproto 
ſichts⸗Raths oder der General⸗Verſammlung. 

8 58. Verſammlungen des Aufſichts⸗Raths und Theilnahme 
des Vorſtandes an deuſelben. Der Auffiches⸗Rath verſammelt ſich, 
ſo oft es die Geſchäfte erheiſchen, wenigſtens jedoch alle drei Monate 
einmal. Die Einladungen zu den Verſammlungen erfolgen ſchriftlich, 
auf Anordnung des Vorfitzenden oder deſſen Stellvertreters, durch den 
Vorſtand und finden dieſelben gewöhnlich in Leipzig ſtatt. Der Bors 
fitzende, beziehentlich deſſen Stellvertreter, iſt aber auch befugt, je nach 
Wunſch der Mitglieder oder aus ſonſtigen, das Inkereſſe der Bank bes 
rührenden Gründen, einen anderen Ort hierzu zu beſtummen. 
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Eine Zuſammenberufung des Auffichts⸗Raths muß erfolgen, wenn 
drei Mitglieder deſſelben oder der Vorſtand darauf antragen. 

Die Vorſtands⸗Mitglieder haben das Recht und ſind auf Verlangen 
des Aufſtchts⸗Raths verpflichtet, den Verſammlungen des letzteren mit 
berathender Stimme beizuwohnen. 


5 59. Beſchlußfähigkeit und Beſchlüſſe des Aufſichts⸗Raths. 
Die Verſammlungen des Aufſichts⸗ Raths find bei Anweſenheit des 
Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters und mindeſtens eines Dritt⸗ 
theils der übrigen Mitglieder, beſchlußfähig. 

Die Beſchlüſſe des Auffichts⸗Raths erfolgen nach Stimmenmehr⸗ 
heit der anweſenden Mitglieder. (8 58 al. 8.) 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden 
oder bie feines Stellvertreters. 

6 60. Schriftliche Abſtimmung. In dringenden Fällen ift es 
dem Vorſtande geftattet, eine ſchriftliche Abſtimmung der Aufſichts⸗ 
Raths⸗Mitglieder einzuholen, wobei ebenfalls die Stimmenmehrheit und 
eventuell bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorfitzenden oder 
ſeines Stellvertreters entſcheidet. 

9 61. Protokolle. Ueber die Verhandlungen und Beſchlüſſe des 
Auſſichts⸗Raths find Protokolle abzufaſſen, welche von dem Vorſitzenden, 
beziehentlich deſſen Stellvertreter, und dem Protokoll führenden Mit⸗ 
gliede vollzogen und mit den ſonſtigen Akten, Urkunden und Schriften 
des Aufſichts⸗Raths unter Verſchluß des Vorſitzenden oder deſſen Stell⸗ 
vertreters im Archive der Bank aufbewahrt werden. 

Handelt es fih um Cooptation eines Mitgliedes des Aufſichts⸗ 
Ratha, fo IN das Sitzungs⸗Protokoll darüber von einem Notar aufs 
zunehmen. (98 56, 57). 

Es ſteht jedem Mitgliede des Aufſichts⸗Raths, wie des Vorſtandes, 
das Recht zu, feine vom Beſchluß etwa abweichende Anſicht motivirt 
zu Protokoll zu geben. 

9 62. Ausfertigungen und Bekanntmachungen. Die Ausfer⸗ 
tigungen und Bekanntmachungen des Aufſichts⸗Raths werden vom 
Vorſitzenden oder deffen Stellvertreter für den Aufſtchts⸗Rath verbind⸗ 
lich unterzeichnet. 

$ 68. Wirkungskreitz des Aufſichts⸗Raths. Die Geſchäfte des 
Aufſichts⸗Raths find im Allgemeinen: a) die Wahl der Vorſtands⸗Mit⸗ 
glieder und deren Stellvertreter; — b) die Ertheilung der Inſtructionen 
für dieſelben; — o) die Aufſichtsführung über die flatutengemäße 
Handlungsweise derſelben; — d) die ges und außergerichtliche Bere 
tretung der Bank dem Vorſtande gegenüber, den er erforderlichen Falles 
bis zur Entſcheidung der General⸗Verſammlung ($ 38 sub 5 und § 75) 
ſuspendiren, ſowie wegen einſtweiliger Beſorgung feiner Geſchäfte das 
Nöthige verfügen kann; — e) die Controltrung und Reviſiau der Kaffe, 
der Bücher, der Correſpondenzen und anderer Schriftſtücke, deren Einſicht 
den Auſſichts⸗Rathe⸗Mitgliedern zu keiner Zeit verweigert werden darf; — 
die Beſtimmung des Gehaltes, der Tantiemen oder fonfligen Bes 
züge für den Vorſtand und deffen Stellvertreter (5 70); — g) die 
Prüfung der vom Vorſtand zu übergebenden Hauptrechnung und deren 
Feſtſtellung; — b) die Feſtſetzung der von den Mitgliedern der einzelnen 
Gefahren ⸗Claſſen zu zahlenden Beiträge (88 17, 23); — i) die Des 
ſtimmung über den Verluſt der Schadenerſatz⸗Anſprüche eines Mite 
gliedes, beziehungsweiſe über die Höhe der zu leiſtenden Conventional⸗ 
ſtrafe (5 14), ſowie Genehmigung zur Kündigung durch den Vorſtand 
nach 5 8; — k) die Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der von den 
Mitgliedern für die General⸗Verſammlung geſtellten Anträge (8 85); — 
1) die Seniegung der Tagegs⸗Ordnung für die General⸗Verſammlungen 
(88 31,36); — m) die Bewilligung oder Verweigerung von Schaden⸗Erſatz⸗ 
Forderungen, welche die Summe von 3000 Thalern berſteigen (8 73 sub 55 
— n) die Beſtimmung über die Verwendung, beziehentlich zinstragende 
Anlegung der bisponiblen Gelder, ſowie über die Erwerbung und Ver⸗ 
äußerung von Grundſtücken und ſonſtigen Immobilien, nach Maßgabe 
der in 3567 enthaltenen Borſchriften; — o) durch Gen.⸗Verſ.⸗ 
Beſchluß vom 4/12. 1872 geſtrichen; — p) die Beſchlußfaffung über 
Ermäßigung des Eintrittsgeldes (8 16) für größere Etabliſſemente, 
Maſſen⸗Verſicherungen und Verſicherungen auf kürzere ee = 
Q) die Feſtſetzung der Beiträge für kürzere periodiſche Berficherungen. 

9 64. Durch Gen. ⸗Verſ.⸗Beſchluß vom 4/12. 1872 geſtrichen. 

$ 65. Special⸗ Bevollmächtigung einzelner Mitglieder des Nuf- 
ſichts⸗Raths. Der Aufſichts⸗Rath hat die Befugniß, einzelne feiner 
Mitglieder zur Beſorgung vorübergehender und einzeluer Functionen, 
nach Befinden unter Ausſtellung einer Special Vollmacht, zu delegiren. 

66. Remuneration des Aufſichts⸗Raths. Der Aufſichts⸗Rath 
bezieht für ſeine Mühewaltungen eine jährliche Tantisme von 5 Proz. 
der jeweiligen Gelder des Reſervefonds, jedom höchſtens von 300,000 
Thalern (J 92). Die Vertheilung des Tantiemen⸗Betrages unter fih 
beſtimmt der Aufſichts⸗Rath. 
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Eutſchädigunge täten gewährt. 

S 67. Verwendung der vorräthigen Gelder. Die vorhandenen 
disponiblen Gelder und Fonds der Bank werden nach der Beſtimmung 
des Aufſichts⸗Raths zinstragend angelegt und zwar: a) durch Aus⸗ 
leihung auf pupillariſch ſichere Hypotheken; — b) durch Ankauf von 
Inhaber⸗Papieren, welche von dem deutſchen Reiche oder von einem 
deutſchen Staate emittirt oder garantirt, oder welche unter Antorität 
eines ſolchen Staates von Corporationen oder Conimunen ausgeſtellt 
und mit einem ein für alle Male beſtimmten Satze verzinslich ſind. 
Die Erwerbung von Grundſtücken ift nur ſoweit geſtattet, als es ſich 
um Beſchaffung der Geſchäftslocalitäten, oder um Abwendung von 
Verluſten an ausſtehenden Forderungen handelt. 

C. Von dem Vorſtand. 

& 68. Legitimation des Vorſtandes. Die Ausführung der 
Veſchlüſſe des Auſſichts⸗Raths und der Geueral⸗Verſammlung, die ge- 
und außzergerichtliche Vertretung der Bank und die unmittelbare Leitung 
der Geſchäfte iſt einem aus zwei Mitgliedern beſtehenden Vorſtande 
übertragen. Die Namen der Vorſtands Mitglieder, ſowie jeden Per⸗ 
ſonen⸗Wechſel in demſelben, hat der Aufſichts⸗Rath in den Blättern der 
Bank (§ 105) öffentlich bekannt zu machen. 

Der Vorſtand iſt zu gerichtlichem oder notariellem Protokoll vont 
Auſſichts⸗Rath zu wählen. 

§ 69. Nothwendige Eigenſchaften des Vorſtandes. Zu Mit- 
gliedern des Vorſtandes find nur ſolche Perſonen wählbar, welche im 
Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte und nicht Mitglieder der Verwaltung 
eiuer Concurrenz⸗Auſtalt find, Wer die hier vorgeſchriebenen Etgenſchaften 
verliert, wird ſeiner Funktion als Mitglied des Vorſtaudes enthoben. 

§ 70. Auſtellungs⸗ Bedingungen des Vorſtandes und Vertre⸗ 
tung deſſelben in Behinderungs⸗Fällen. Die Auſtellungs⸗Bedingungen 
werden von dem Aufſichts⸗Rath mit dem Vorſtande vereinbart und 
contractlich feſtgeſtellt. 

Für Verhinderungsfalle bes Vorſtandes werden Stellvertreter für 
denselben aus dem höheren Beamten⸗Perſonal der Bank von dem Muf- 
ſichts Rath ernaunt und ifl deren Wahl ebenfalls durch gerichtliches 
oder notarielles Protocoll zu conſtatiren und durch die Blatter der 
Bank ($ 105) beknunt zu machen. 

Die Stellvertreter des Vorſlandes haben als ſolche durchgängig 
dieſelben Rechte und Pflichten, welche dem Vorſtande ſelbſt durch das Statut 
nud die vom Aufſichts⸗Rach ihm ertheilten Juſtructionen beigelegt ſind. 

Dritten Perſonen gegenüber darf, wenn ein Stellvertreter fungirt 
hat, niemals ber Einwand erhoben werden, es habe der Fall der Stell: 
vertretung nicht vorgelegen. f 

F 71, Juſtruckion des Vorſtandes und Umfang der Vollmacht 
deſſelben. Der Vorſtand erhält von dem Aufſichts⸗Rath eine Geſchäfts⸗ 
Inſtruction, au welche derſelbe in allen feinen Functionen gebunden ift. 
Dieſe Geſchäfts⸗Inſtruction ift dritten Perſonen gegenüber ohne Wir- 
kung und darf dieſen daher nicht entgegengeſtellt werden. 

Der Vorſtand iſt zu allen und jeden Erklärungen, Vertragen, Pro⸗ 
ceſſen und Handlungen, ſelbſt zu ſolchen, zu denen die Geſetze eine 
Special-⸗Vollmacht erfordern, mit der Befugniß der Subſtitution hier⸗ 
durch bevollmächtigt. 

$ 72. Leitung der Geſchäfte nud Zeichnung der Firma durch 
den Vorſtand oder deſſeu Stellvertreter. Der Vorſtand, und in deffen 
Abweſeuheits⸗ oder Behinderungsſällen die Stellvertreter deſſelben, ver 
waltet die Angelegenheiten der Bank nach den von Auſſichts Narh 
gutgeheißenen Verwaltungs Regeln. Vertrage, Correſpondenzen, Schrlft⸗ 
ſtücke und Dokumente aller Art, ſowie die Bekanntmachungen, ſoweit 
letztere nicht von dem Vorſitzenden des Aufſichts⸗Raths oder deſſen Stell⸗ 
vertreter ausgehen, find von ihm, bezieheutlich von feinen Stellvertre⸗ 
tern, unter der Firma: * 

Allgemeine Unfall-Berſicherunas-Vank in Leipzig 

Der Vorſtand: beziehentlich: Ju Stellvertretung des Vorſtaudes: 
durch gemeinſchaftliche Namensunterſchrift der Mitglieder des Vorſtau⸗ 
des, beziehenklich deren Stellvertreter, zu vollziehen. 

8 73. Wirkungokreis des Vorſtandes. Soweit die Leitung der 
Geſchäfte der Bank nicht ausdrücklich der Geueral⸗Verſammlung oder 
dem Aufſtchts Rath vorbehalten ift, iſt dieſelbe dem Vorſlande über- 
trugen (88 68, 71, 72). Er ift der Vorgesetzte aller Beamten der 
Bank; insbeſondere ift er verpflichtet, beziehentlich berechtigt: a) Be- 
vollmächtigte, Agenten und Beamte jeder Art auzuſtellen, dieſelben zu 
entlaſſen, ihnen Juſtructionen zu ertheileu, ſowie Gehalte, Remune⸗ 
rationen, Proviſionen und etwaige Kautionsleiſtungen derſelben zu 
beſtimmen. — b) Schadeus⸗Erſatz⸗Auſprüche (bis zur Höhe von 3000 
Thaleru, 8 68 sub m) anzuerkennen oder abzulehnen, beziehentlich 
deren Auszahlung zu verfügen; — c) Verträge aller Art abzuſchließ u 
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Claſſe allein getragen (88 19, 26, 29). 
VII. Abſchnitt. Betriebs- und Garantie⸗Mittel der Bank. 

8 80. Die Betriebs und Garantie⸗Mittel der Bank beſtehen: 
a) in den Eintrittsgeldern (8 16); — b) in den laufenden Beiträgen 
der Mitglieder; — e) in dem Reſerve⸗Fond (§ 92); — d) in der 
unbeſchräukten und ſolidariſchen Haftpflicht der ſämmtlichen Mitglieder. 
VIII. Abſchnitt. Pflichten der Mitglieder in Schadenfällen. 

881: Pflichten der Mitglieder in Schadenfällen. Sobald ein 
dem Arbeits: und Vetriebs Perſoual eines Mitgliedes Angehöriger, be⸗ 
ziehentlich ein Eiſenbahn⸗Paſſagier eines Mitgliedes, in Bezug auf 
welche die Berfiherung genommen ift, von einem körperlichen Unfalle 
betroffen worden, wofür es einen Erſatz von der Bank (88 2 und 26) 
beanſpruchen will, fo hat daſſelbe dem Vorſtande der Bank ſofort und 
längſtens innerhalb acht Tagen von dem eingetretenen Unfalle, reſp. 
nach Eintritt der Folgen des Unfalles von demſelben Kenntniß zu geben. 

Die Mitglie der find ferner verpflichtet, nach eingetreteuem Unfalfe 
für ſchleunige ärztliche Hülſe nach Möglichkeit Sorge zu tragen. Die 
Schaden⸗Anzeige an den Bank⸗Vorſtand muß enthalten: a) Zeit, Ort 
und Art des Unfalles; — b) die näheren Umſtände deſſelben, und 
die Art der Beſchädigung der betroffenen Perſonen; — ch die erwieſene 
oder muthmaaßliche Urſache des Unfalles. 

Die Mitglieder ſind verpflichtet, längſtens innerhalb 14 Tagen 
nach erhaltener Aufforderung des Vorſtandes einen Bericht des bes 
handelnden Arztes über die Behandlung, den Verlauf und die muth⸗ 
maaßlichen Folgen der Verletzung, eventuell die Urſache des Todes, 
dem Vorſtande zuzuſtellen. Im Todesfalle it der amtliche Todtenſchein 
an den Vorſtand zu überſenden. 

Die Mitglieder haben ferner nach Möglichkeit dafür Sorge zu 
tragen, daß die vont Unfall betroffene Perſon zu jeder Zeit einem ſich 
als Organ der Bank legitimirenden Beamten oder Arzt Zutritt geftattet und 
den Anordnungen derſelben im Jutereſſe des Heilungsproceſſes Folge leiſtet. 

Die Koſten der vorgenannten Nachweise werden von der Bank 
getragen reſp. erſetzt. 

§ 82. Fortſetzung. Die von dem Mitgliede von dritter Seite 
geforderten Erſatz⸗Auſprüche ſind ebenfalls ſofort, nebſt den etwaigen 
Belegen, dem Vorſtande bekannt zu geben, beziehentlich zuzuſtellen. 

8 83. Fortſetzung. Die Mitglieder der Bank ſind nicht berech 
tigt, die gegen fie gelteud gemachten Eutſchärigungs⸗Auſprüche obne 
vorherige ausdrückliche Genehmigung des Vorstandes anzuerkenuen, 
oder gar durch Bezahlung abzufinden. Geſchicht dies dennoch, ſo ver⸗ 
zichtet das Mitglied damit gleichzeitig anf den Rückerſaß der geleisteten 
Schadens Zahlung Seitens der Bank und verliert alle und jede Ans 
ſprüche an dieſelbe aus dem betreffenden Schadenfalle; es ſei benn, daß 
das Mitglied den Beweis führt, daß die Bank (nach unzweifelhaften 


reſp. von dem Mitgliede, anzuerkennen feien. Das Mitglied ift bei 
Verluſt aller Erſatz⸗Anſprüche an die Bank verpflichtet, nach der Ent- 
ſcheidung und nach Vorſchrift des Vorſtandes zu handeln. 

8 85. Fortſetzung. Kann eine gütliche Einigung itber die erho- 
benen Entſchädigungs⸗Auſprüche zwiſchen einem Mitgliede und dem 
Bank Vorſtande einerſeits, und dem Verunglückten oder deffen Hinter: 
bliebenen andererſeits, nicht erreicht werden, und wird Seitens der 
letzteren der Proceß⸗Weg beſchritten, fo haftet die Bank anch für die 
geſammten Proceßloſten, inſoweit fie dem Mitgliede zur. Laft gelegt 
werden ſollten. Das Letztere iſt jedoch verpflichtet, den etwaigen Pro⸗ 
ceß durch den ihm von der Bank bezeichneten Rechtsbeiſtand führen zu 
laſſeu, der die Informationen und Inſtruktionen für die Proceßführung 
von dem Bank⸗Vorſtande empfängt. Die Bank beſtreitet auch die 
erforderlichen Proceßkoſten⸗Vorſchüfſe. Selbſtredend find die Mitglieder zu 
einer jeden wünſchenswerthen Auskunfts Ertheilung, ſowie zur Beſchaffung 
aller nothwendigen Belege, der Bank, wie auf Erfordern dem Proceß⸗ 
9 derſelben, bei Verluſt aller Erſatz⸗Auſprüche, jeder Zeit vers 
pflichtet. 

E. Abſchnitt. Entſchädigungs⸗ Pflicht und Schadenerſatz⸗ 
leiſtung der Bank, Präjudizien und Regreß. 

$ 86. Eutſchädigungs⸗ Pflicht der Bank. Die Bank ift den 
Mitgliedern zu dem vollen Erſatz aller Schäden und Koſlen aus den 
in § 2 und beziehentlich $ 26 bezeichneten Unfällen, nach Maaßgabe 
der ſtatutariſchen Beſtimmungen verpflichtet. 

8 87. Schadeuerſatz⸗Leiſtung. Sobald der Schadeubetrag, ent- 
weder durch gütliche Uebereinkunft zwiſchen dem Mitgliede und der 
Bank einerſeits und dem Erſatzberechtigten andererſeits, oder durch 
rechtskräftiges richterliches Urtheil feſtgeſetzt it, leiſtet die Bank dein 
erfagpflichtigen Mitgliede ſogleich, längſtens aber innerhalb zweier Monate 
vollen Erſatz feines Schadens und zwar gegen beglaubigte Quittung durch 
den Kafſen Rendanten im Bureau der Bank. Es ſteht jedoch dem Mit- 
gliede frei, Baarſendung auf ſeine Gefahr und Koſten zu verlangen, 
ſowie durch andere Perſonen die Zahlung in Empfang nehmen zu laſſeu. 

Falls es ſich uicht um eine einmalige Entſchädigung, ſondern 
um fortlaufende Rentenbezüge in Folge dauernder oder vorübergehender, 
gänzlicher oder theilweiſer, Erwerbsunfähigkeit handelt, leiſtet die Bant 
Zahlung nur auf Grund ärztlicher, amtlich beglaubigter Atteſte über 
das Leben und die fortdauernde gänzliche oder theilweiſe Erwerbsun⸗ 
fähigkeit der die Rente beziehenden Perſon. Zur Beſchaffung dieſer 
Atteſte, welche von dem Bankvorſtande für genügend befunden werden 
müſſen, ſind die Mitglieder ſtets verpflichtet. 

§ 88. Präjudizien. Die Mitglieder konnen und dürfen in allen 
Fällen nur ihren wirklichen Schaden von der Bauk erſetzt verlangen, nach 
dem Grundsatz: „daß die Verſicherung niemals zu einem Gewinn führen 
darf.“ 

Dasjenige Mitglied aber, welches trotzdem eine Uebervortheilung 
der Bank verſuchen oder erreicht haben ſollte, verliert alle und jede 
Entſchädigungs⸗Auſprüche an die Bank aus dem betreffenden Schaden 
falle, bezieheutlich ift zur vollen und ungeſchmälerten Rückzahlung der 
bereits empfangenen Schadensbeträge an die Bank verpflichtet. 

Ferner kaun der Verluſt der Eutſchädigungs⸗Anſprüche, ſowie der 
ſofortige Verluſt der Mitgliedſchaft, Seitens des Aufſichts⸗Raths gegen 
dasjenige Mitglied ausgeſprochen werden, welches, entgegen den Be: 
ſtimmungen in § 13 sub 4, die geſetzlich vorgeſchriebenen Sicherheits⸗ 
maaßregeln zum Schutze des Lebens und der Geſundheit des Arbeits⸗ 
Perſonals überhaupt nicht getroffen, oder der Art vernachläſſigt hat, 
daß eine ſtrafrechtliche Verurtheilung dieſerhalb erfolgt. ER 

Em Verſchulden des Aufſichts⸗ oder Betrirbs-Perfonal® in dieſer 
Richtung kann jedoch gegen das Bankmitglied nicht als Abweiſungs⸗ 
Grund geltend gemacht werden. (Siehe auch 88 14, 83, 84, 85.) 

8 89. Regreß⸗Anſprüche. Etwaige Regreß Anſprüche, welche 
dem erſatpflichtigen Mitgliede gegen dritte Perſonen zuſtehen folkten, 
gehen auf die Bank bis zur Höhe der von ihr gezahlten Entſchädigungs 
Summe über und es ift das Mitglied zur Ceſſion feiner Regreß⸗ 
Anſprüche (innerhalb dieſer Grenzen) an die Bank verpflichtet. Han 
delt es ſich jedoch um einen Regreß⸗ Auſpruch gegen die eigenen 
Beamten, Angeſtellten oder Arbeiter des Mitgliedes, ſo darf ein ſolcher 
lͤdiglich im Falle groben Verſchuldens und zwar nur mit ausdrücklicher 
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31. December jeden Jahres. 

5 91. Abrechnung und Bilanz. Die Bücher werden nach den 
Regeln der kaufmänniſchen doppelten Buchhaltung geführt und am 
31. December jeden Jahres abgeſchloſſen. Auf Grund derſelben wird 
die Jahres⸗Rechnung und die Bilanz über das Geſellſchafts Vermögen 
anf dieſen Tag von dem Vorſtande bis ſpäteſtens ultimo März des 
nächſtfolgenden Jahres aufgeſtellt, zunächſt von dem Aufſichts⸗Rathe 
und daun von der Reviſions⸗Commiſſion ($ 46) ſpeciell geprüft und 
von der General⸗Verſammlung dechargirt. 

Eine getrennte Verwaltung der verſchiedenen Vermögeustheile der 
Bank (Reſerve⸗ und Rentenfonds § 92) findet nicht ſtatt, es genügt 
überall die buchmäßige Sonderung. 

Der Aufſichts Rath hat zu beſtimmen, wie viel auf den Koſteu⸗ 
werth der im Beſitze der Bank befindlichen Immobilien und Mobilien re- 
abzuſchreiben iſt; jedoch darf die Abſchreibung für Immobilien nicht 
unter 1 Procent, für jede andere Kategorie nicht unter 5 Procent 
jährlich betragen, wobei dem Aufſichts⸗Rath zur Pflicht gemacht wird, 
einen höheren Satz zu beſtimmen, wenn dies nach Maaßgabe der Ab⸗ 
nutzung und der ſonſtigen Verhältuiſſe augemeſſen erſcheint. 

Die Vergleichung der Einnahmen und Ausgaben ergiebt den 
Ueberſchuß oder das Deficit des Rechnungs⸗Jahres, welche am Schluſſe 
der Bilanz beſonders auszuwerfen find. 

Unter den Ausgaben ſind ſtets die vollen Organiſations und 
Verwaltungskoſten des laufenden Jahres aufzuführen. 

Bei Ziehung der Bilanz ſind aufzunehmen: 

1. Unter die Activa: a) der baare Caſſenbeſtand am Jahres: 
ſchluſſe; — b) der Beſtand an Effecten und Werthpapieren. Dieſelben 
müſſen nach Gattungen ſpecifteirt und dürfen nie höher als zum Tages: 
courſe der Berliner Börſe am 31. December, beziehungsweiſe ihrem 
ſonſtigen Zeitwerthe, an dieſem Tage in Auſatz gebracht werden; — 
e) die ausſtehenden Fordernugen der Bank; — d) die Werthe der Im⸗ 
mobilien, der Mobilien ꝛc., ſoweit dieſelben nicht bis zum Schluſſe des 
betreffenden Jahres bereits amortiſirt find; — e) alles andere Eigenthum 
zu demjenigen Werthe, welchen daſſelbe nach ſorgfältiger Erwägung 
am Jahresſchluſſe hat. 

2. Unter die Paſſiva: a) die Reſerven, welche aus 75 Proz. 
der Eintrittsgelder gebildet werden (8 92); — b) die Reſerven für 
ſchwebende, noch nicht bezahlte Schäden, in voller Höhe der ange- 
meldeten Forderungen ($ 92a); — e) die für fortlaufende Nenten: 
zahlungen zurückgelegten Deckungs⸗Capitalien (§ 92 b); — d) das 
Guthaben ſonſtiger Creditoren. 

Die den vorſtehenden Beſtimmungen gemäß aufzuſtellende jährliche 
Bilanz muß durch die Bankblätter (§ 105) nach Dechargirung durch 
die General⸗Verſammlung öffeutlich betat gemacht werden. 

XI. Abſchnitt. Von dem Reſervefond. 

8 92. Der Reſervefond wird aus den Eintrittsgeldern der Mit: 
glieder ($ 16), wovon 75 Proc. demſelben zufließen (§ 78), ſowie aus den 
verwirkten und eingezogenen Conventional⸗Strafen (88 1, 25) gebildet. 

Derſelbe fol die Höhe von 500,000 Thalern nicht ülberſchveiten. 

Er wird beſonders verwaltet und fließen die Zinſen Einnahmen 
aus demſelben dem Fond ſelbſt wieder zu. 

Sobald er das Maximum von 500,000 Thlr. erreicht hat, wer: 
den ſowohl die Zinſen⸗Einnahmen aus demſelben (§ 66), ſowie bie 
weiteren Eintritts- und Strafgelder zur Beſtreitung der Verwaltungs 
toften der Bank verwendet ($ 77). Der Reſervefond kann jeder Zeit 
zur vorſchußweiſen Beſtreitung von Schäden und Koſten mit Berange- 
zogen werden. Ans den nächſten Beitrags⸗Zahlungen der Mitglieder ift 
jedoch der aus demſelben entnommene Vorſchuß ſoſort wieder zu erſetzen. 

Der Schaden⸗Reſerveſond wird (für jede einzelne Gefahren⸗Claſſe 
getrennt) gebildet: 

a) aus den in voller Höhe der angemeldeten Forderungen zurückzu 
ſtellenden Reſerven für die bis zum Schluſſe eines jeden Seme- 
ſters zwar angemeldeten, aber noch nicht abgewickelten Schäden; 

b) aus den für fortlaufende Rentenzahlungen zurückzulegenden 
Deckungs Capitalien, deren Höhe uach den Prineipien der Wahr- 
ſcheinlichkeits⸗-Rechnung bemeſſen wird. 

Die Gelder der Schaden Reſerve⸗Fonds, ſowie die Zinſen⸗Einnah⸗ 
men aus dem Rentenfond sub b, dürfen nicht zu anderen Zwecken 
verwendet werden. 

Ergeben die zurückgeſlellten Schaden⸗Reſerven nach der Abwickelung 
einen Ueberſchuß, fo fließt dieſer den betreffenden Gefahren : Elaffen 


ih 


. 


ſeiner Zeit wieder zu. Ergeben dagegen die Schaben-Meferben bei der 
enbgüktigen Abwicklung einen Fehlbetrag, fo iſt derſelbe von den der⸗ 
zettigen Mitgliedern der betreffenden Gefahren ⸗Claſſen aufzubringen. 

XII. Abſchnitt. Von der Auflöſung und Liquidation der 

Bank und ſubſidiäre Beſtimmungen. 

§ 93. Auflöfung. Die Auflöſung der Bank findet ſtatt: 

a) ſobald die General- Verſammlung, in welcher mindeſtens die 
Hälfte aller Mitglieder auweſend reſp. vertreten ſein muß, die⸗ 
ſelbe mit einer Majorität von drei Viertheilen der abgegebenen 
Stimmen beſchließt (ſiehe jedoch 8 38); 

b) durch Eröffuung des Concurſes; 

c) wenn ſämmtliche Mitglieder ausgeſchieden und ſontit das Recht 
der juriſtiſchen Perſöulichkeit erloschen iſt. 
5 94. Bekanntmachung der Auflöſung. 

Baut muß, wenn fie nicht eine Folge des eröffneten Coneurſes ift, zu 
drei verſchiedenen Malen, in Zwiſchenräumen von 8 Tagen, durch die 
Blätter der Bank (§ 105) von dem Vorſtande oder dem Vorſttzenden 
des Aufſichts⸗Raths, oder deren Stellvertretern, bekannt gemacht werden. 

Durch dieſe Bekauntmachung miiſſen zugleich die Gläubiger der 
Bank aufgeſordert werden, ſich bei dem Borftande der Bank zu melden. 

§ 95. Liquidation. Die Liquidation des Geſchaftes geſchieht, 
ſofern nicht eim gerichtliches Concurs "Verfahren eröffnet worden iſt, 
oder die General: Versammlung nichts anderes beſchließt, durch den 
Vorſtand, unter Mitwirkung des Aufflchts⸗Raths. 

Ordentliche General-Verſammlungen (8 31) finden, nachdem die 
Auflöſung und Liquidation beſchloſſeu ift, nicht mehr ſtatt. 

8 96. Fortſetzung. Vom Augenblick der beſchloſſenen Auflöſung 
dürfen neue Mitglieder in die Bank nicht mehr aufgenommen werden 
und es erloöſchen die fünmtfichen laufenden Verſicherungen vier Wochen 
nach dem Auflöſungsbeſchluß, oder vom Tage der gerichtlichen Con: 
curs: Eröffnung ab gerechnet. 

$ 97. Realiſirung der Aktiva und Beſtimmung über Verwen⸗ 
bung der Reuten⸗Fonds. Die ſämmtlichen Aktiva der Bank werden 
ſofort eingezogen oder realiſirt. 

Die Renten⸗Fouds (§ 92 ) dürfen auch im Falle der Liquidation 
lediglich zur Sicherſtellung reſp. Bezahlung der Renten verwendet 
werden. Die Verwaltung diefer Fonds, ebenſo die fernere Auszahlung 
der Renten, wird nach beſchloſſener Auflöſung entweder einem beſon⸗ 
deren, von der General⸗Verſammlung zu erwählenden Mitglieder-Aus⸗ 
schuß, oder einer öffentlichen Behörde übertragen. Behufs ſchuellerer 
Abwickelung der Liquidation ift es zuläſſig, die Rentenbezüge durch 
einmalige Capitalzahlung ahzulöſen. 

Die nach Abwicklung ſämmtlicher Verbindlichkeiten übrigbleibende 
Summe der Renten Fonds wird nach Vorſchrift der 88 99 und 100 
zur Vertheilung gebracht. Im Falle der Unzulänglichkeit ift nach Bor: 
ſchrift des 5 98 zu verfahren. . 

$ 98. Fortlaufende Beiträge während der Liguidation. Nei- 
chen die Aktiva, einſchließlich des Reſerve Fonds (8 92), zur Deckung 
der Paſſiva nicht aus, fo fin de Mitglieder bis zur gänzlichen Til» 
gung aller und jeder Schuldverbindlichkeiten der Bant, einſchließlich 
der Verwaltungs und ſonſtigen Koſten, zu weiteren fortlaufenden Bei- 
trags Zahlungen verpflichtet, welche in derſelben Weiſe und unter glei⸗ 
chem Präjudiz feſtgeſetzt, eingefordert und erhoben werden, wie dies in 
88 23—25 ſtipulirt ift. l 

$ 99. Vertheilung der Ueberſchüſſe. Die Ueberſchüſſe werden 
an diejenigen Mitglieder, welche der Wani am Tage der beſchloſſenen 
Auflöſung noch angehört haben, nach Verhältniß ihrer letztgeleiſteten 
Jahres⸗Beiträge vertheilt. 

§ 100. Schlutz⸗ Abrechnung, Decharge, Auszahlung eventuell 
Verwendung der Ueberſchüſſe. Nachdem alle Verbindlichkeiten der 
Bank erfüllt find, hat der Vorſtand, bezieheutlich die Liquidatoren, eiue 
Schluß Abrechnung auzufertigen und ſolche den Aufſichts⸗Rath, wie 
der Reviſtons Commiſſion (§ 46), zur Prüfung und Feſiſtellung vorzu⸗ 
legen. Demnächſt iſt eine General⸗Verſammlung von dem Vorſtand, 
den Liquidatoren oder dem Aufſichts⸗Rath zu berufen, welche den Ver⸗ 
waltungs Organen auf Grund der Schluß ⸗Nechnung Decharge ertheilt 


Die Auflöſung der 


und in die Vertheilung der Aktiv- Ueberſchüſſe nach Maaßgabe des 
Vertheiluugs⸗Plaues willigt. Der Termin für die Vertheilung barf 
jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres und erſt nach erfolgter dreimaliger 
Bekanntmachung in den Blättern der Bank ($ 105), vom Tage der 
letzten Bekanntmachung ab gerechnet, feſtgeſetzt werden. 

Nach Ablauf diefes Termins werden die nicht erhobenen Beträge 
auf Koſten der ſäumigen Mitglieder bei Gericht devonirt, woſelbſt fie 
noch währeud eines weiteren Jahres von den ſich nachträglich legiti⸗ 
mirenden Berechtigten in Empfang genommen werden können. Mit 
Ablauf des letzteren Jahres ſind die nicht erhobenen Beträge verfallen 
und der Auffichts⸗Rath iſt berechtigt, zu gemeinnützigen Zwecken frei 
dariiber zu verfügen. 

§ 101. Wirtung der Decharge. Die DOecharge beſreit ſämmt⸗ 
liche Verwaltungs Organe der Bank von allem und jedem ferneren 
Nachweis, ſowie von aller und jeder weiteren Verbindlichkeit (5 48). 

9 102. Subfibläre Beſtimmungen. Inſoweit dieſe Statuten 
teire Beſtimmungen enthalten, kommen die Vorſchriften des Königlich 
Säch ſiſchen Geſetzes, die juriſtiſchen Perſonen betreffend, vom 15. Inni 


1868 zur Anwendung. 

XIII. Abſchnitt. Streitigkeiten und Präcluſivfriſt. 

$ 103, Streitigkeiten. Alle Streitigkeiten zwiſchen der Bank und 
den Mitgliedern, oder dritten Perſonen, gehoren vor die ordentlichen 
Gerichte, vor denen die beklagte Partei Recht zu leiden pat (ſiehe 8 4). 

Die Mitglieder haben aber das Recht, unter Verzicht auf den 
Proceßweg, ihre Auſprüche au die Bank und beziehentlich Beſchwerden 
über die Verwaltungs⸗Organe, der General⸗Verſammlung zur Entſchei⸗ 
dung zu unterbreiten ($ 12a), jedoch unter Beobachtung der Vor⸗ 
ſchriften in 8 35. Gegen eine ſolche von der General⸗Verſammlung 
provoeirte und getroffene Entſcheidung ſteht keinem der beiden Theile 
eiue Berufung frei und es iſt jedes Nechtsmittel gegen dieſelbe unbe⸗ 
dingt ausgeſchloſſen. 

Wählt dagegen das Mitglied den Proceß⸗Weg, ſo verzichtet es 
damit auf die Entſcheidung der General-Verſammlung, welche nach Ein- 
leitung der Klage von ihm nicht mehr in Anſpruch genommen werden kann. 

§ 104. Präcluſiufriſt. Wenn ein Mitglied gerichtliche Klage 
gegen die Bank erheben will, muß dieſelbe bei dem competenten Ge⸗ 
richte (8 4) binnen einer Präcluſipfriſt von zwei Monaten nach dem 
Empfange der definitiv ablehnenden Erklärung des Bant Vorſtandes 
über die von ihm erhobenen Anſprüche angebracht und verfolgt werden. 
Nach Ablauf dieſer Friſt iſt eine gerichtliche Klage nicht mehr zulaſſig 
und es bleibt dem Mitgliede nur noch die Berufung au die näd fte 
General-Berfammlung ofi- (§ 103), von welchem Rechte es jedoch 
ſpäteſtens bis zur nächſten General Verſammlung (die nach Ablauf der 
Präcluſivfriſt folgt) unter vorheriger Aumeldung (8 35) Gebrauch 
machen kann. Unterkäßt es auch dieſes, ſo iſt es definitiv aller ſeiner 
Auſprüche an die Bank verluſtig. 

XIV. Abſchnitt. Oeffentliche Bekanntmachungen. 

$ 105. Alle öffentlichen Aufforderungen, Einladungen und Be⸗ 
kauntmachungen haben für die Mitglieder, ſowie Dritte, die ſie angehen, 
Rechtswirkung und die Kraft beſonders behändigter Vorladungen, wenn 
fte durch folgende Blätter publicirt worden ſind: 

Deutſcher Reichs⸗ und Preußiſcher Staats⸗Anzeiger, Berliner Börſen⸗ 

zeitung, Königl. Leipziger Zeitung, Kömiſche Zeitung, Augsburger 

Allgemeine Zeitung. 

Der Auſſichts Rath if berechtigt, noch weltere öffeutliche Blätter, 
außer den vorbezeichneten, zu dem Zwecke zu wählen. 

Sollte eines der vorgenannten Blätter eingehen, oder dem Auf- 
ſichts-Rath für die Publikationen der Bank nicht mehr geeignet erſchei⸗ 
nen, ſo iſt durch Beſchluß des Aufſichts⸗Raths ein anderes an deſſen 
Stelle zu erwählen Alle des fallſigen Aenderungen find in den übrig 
bleibenden Blättern der Bauk bekannt zu machen. 

XV. Abſchnitt. Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
§ 106. Der Aufſichts⸗Rath ift ermächtigt, alle Zuſatze und Ab- 
änderungen der Statuten zu bewerkſtelligen, welche Behufs Erlangung 
der Conceſſton zum Geſchäftsbetriebe in den verſchiedenen Staaten 
Deutſchlands von den zuſtändigen Behörden verlangt werden möchten. 
E 


Anlagen. 


Anlage A, Gefahren- Classe . No. u 
Allgomeine Unfall-Versicherungs-Bank in Leipzig. 
Verſicherungs⸗-Antrag für die Gefahren⸗Glaſſe A—F. 

D.. Unterzeichnete (Name, Stand)... . wohnhaft in 
(Ort, Staat, Provinz ete) )) beantrag. . . hiermit bei der 
Allgemeinen Unfall-Versicherungs-Bank in Leipzig auf Grund der 
In . bekannten und bohändzten Statuten, sowie unter gonauer 
Buant wortung der naubfolgenden Prigen (sfr. 5 14 der Statutom) 


. Aufnahme als Mitglied der Bank, zum Zwecke der Versiche- 
rung gegen die in § 2 der Statuten bezeichneten Gefahren. 

1) Welches Etablissement (Fabrik, Bergwerk, Eisenbahn etc.) 
besitz... d.. Antragsteller und wo ist dasselbe (sind dieselben) 
belegen? — 2) Zahl des zur Versicherung beantragten Arbeits- 
und Botriebs-Porsonals: ) Arbeiter (Anzahl), b) Sonstige Be- 
dienstate .„ , (Anzahl). -— 3) Bel mehreren Ktablieserauuts sines 
Söaltgars iat bävrunter anzugeben, wie sioh dig sub tat bexeich- 
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nete Arbeiter: und Brdienststeu Zahl ani die einaglnen Etahlisse- 
ments vertheilt. . n 

D.. Unterzeichnete . bekenn hiermit, ein Exemplar der 
Statuten der Allgemeinen Untall-Versicherungs - Bank in Leipzig 
empfangen zu haben und erkenn . . die Bestimmungen derselben 
in allen Theilen als verbindlich für sich au. Insbesondere unter- 
w.rf.. sich d.. Antragsteller den nachfolgenden statutarischen 
Bestimmungen. 

Auszug, aus den Statuten. I. Abschnitt: 88 1—4 incl.; II. Ab- 
schnitt: 88514 incl; III. Abschn.: 88 15—18 inel.; IV. Abschn.: 
88 19—29 incl. v. Abschn.: 68 30.— 8 incl. 44,40, 08, 64,68, 72, 78; 
VI. Abschn.: $ 77— 79 incl.; VII. Abschn.: $ 80; VIII. Abschn. 
$ 8185 incl.; IX. Abschn.: 88 86—89 incl.; XII. Abschn.; 88 93 
— 98 inel.; XIII. Abschn.: 88 1 3, 104; XIV. Abschn.. $ 105. 

Ferner verpflichte .. sich d. Unterzelchnete .. zur sofortigen 
Entrichtung des Eintrittsgeldes (8.16), sobald ih... Seitens des 
Vorstandes die Aufforderung hierzu, mit der Anzeige, dass die 
Aufnahme in die Bank auf Grund dieses Antrages erfolgen werde, 
zugegangen sein wird. 

Eudlieh verpflichte. sich d.. Unterzeichneta., . zur pünkt- 
liehen Entrichtung der laufenden Beiträge, welche in Gemässheit 
der 85 15, 17, 18, 19, 22, 23, 24, 25, 98 von ih eingefordert werden. 
(Ort und Datum) . (Eigenhändig« Unterschrift) . 

Anlage B. Gefahren #Classe G. Noire 
Allgemeine Unfall-Vorsicherungs-Bank in Leipzig. 
Yerfidierungs-Antrag für die Gefahren⸗Claſſe G. 
(Eisenbahn- Passagier-Unfälle.) 

D. . Unter zeichnete wohnhaft in . .. beanträg.. 
hiermit bei der Allgemeinen Unfall-Versicherungs-Bank in Leipzig 
auf Grund der ih... bekannten und behändigfen Statuten 
Aufnahme als Mitglied der Bank, zum Zwecke der Versicherung 
gegen die in $ 2 und beziehentlich $ 26 der Statuten bezeich- 
neten Gefahren. 

D.. Unterzeichnete.. bekenn.. hiermit, ein Exemplar der Sta- 
fnten der Allgemeinen UnMll-Versicherungs-Bank in Leipzig em- 
pfangen zu haben und erkenn .. die Bestimmungen derselben in 
allen Theilen als verbindlich für sich an. Insbesondere unter- 
W. rf. sich d.. Antragsteller den nachfolgenden statutarischen 
Bestimmungen. 

Auszug aus den Statuten. (Wie Anlage A.) 

Ferner verpflichte .. sich d.. Unter zeichnete .. zur prompten 
monatlichen Aufgabe der von ih.. allmenatlich beförderten Pas- 
sagier-Aahl (8 27), sowie zur prompten Entrichtung der fortlau- 
tenden Beiträge, welche in Gemässheit der 58 15, 17, 18, 23, 24, 
25, 26, 27. 98 von ih.. eingefordert werden. 

(Ort und Datum) . .. (Eigenhändige Unterschrilt) ))) ö 


Anlage C. 
Allgemeine Unfall-Versicherungs-Bank in Leipzig. 
l Aufuahme⸗Arkunde. Ar. Gefahren⸗Glaſſe (AP) 

Auf Grund des Versicherungs-Antrages de dato . . den 
... . .und ia Gemässheit der statutarischen Bestimmungen 
WW. rd 0 


als Mitglied .. der Allgemeinen 
Unfall-Versichernags-Bank in Leipzig in die Geſahren- Classe. 
derselben (8 19) hiermit aufgenommen, nachdem das Eintrittsgeld 
für das versicherte Arbeits- und Betriebs-Personal (... . Personen 
à 15 Sør.) mit Pr. Court. Rthlr.. e unterm. ... an die 
Haupt-Casse der Bank baar entrichtet worden ist. 

Die . ha.. mit dem heutigen Tage alle Rechte 
der Mitglieder aus dau ih. bekannten und behändigten Statuten 
der Bank erworben, Andererseits alle statutarischen Pfiichten der- 
selben übernommen. — Urkundlich ausgeſertigt 

Leipzig, den e 

Allgemeine Unfall- Versicherungs-Bauk in- Leipzig» 
Der Vorstand: N. N. (Untorschrift). j N. N. (Unterschrift). 
7 . Anlage D. < 1 
Allgemeine Unfall-Versicherungs-Bank in Leipzig. 
Aufnahme ⸗AUrkunde. Ar.... Geſahren⸗Claſſe G. 
(Eisenbahn- Passagier- Unfälle). 

Auf Grund des Versicherungs-Antrages de dato den 
* und in Gomässheit der statutnrischen Mestinnudungen 
W. rü. 4 . AlB Mitglied der Allgemeinen Untall- Ver- 
sicherungs- Bank in Tieirziz zn die Gefahren- Classe G derselben 


4 26) hiermit nujgeuctimt i. 


Leipzig 


G 

D S una as „ ha. . mii dem heutigen Tage alle Rochat: 
der Mitglieder aus deu Ih .. bekaugten und behäudigten Statuten 
der Bank erworben, andererseits alle statutarischen Pflichten der- 
selben. übernommen. — Urkundlich ausgefertigt. 

Leipzig, den. 

Allgemeine Unfall- Versicherungs-Bank in Leipzig. 
Der Vorstand: N. N. (Unterschrift). N. N. (Unterschrift). 


Anlage E. Agentur G.-R. N oo. 
Allgemeine Unfall- Versicherungs- Bank in Leipzig. 
Coneessionirt dure 


Au fuqine- Urkunde für die Preufifihen Mitglieder. Ar. 
Geſahren- Classe 

Auf Grund des Versicherung-Antrages de dato . den 
..und in Gemässheit der statutarisen Bestimmungen 
ws. rd.. d als Mitglied der Allgemeinen Unfall- Ver- 
sicherungs-Bank in Leipzig in die Gefahren-Classe.... derselben 
(8 19) hiermit aufgenommen, nachdem das Eintrittsgeld für das 
versicherte Arbeits- und Betrieba-Personal (.. Personen à 15 Sgr.) 
mit Pr. Court. Rthir. . unterm ... an die Haupt- 
Gasse der Bank baar entrichtet worden ist: 

D.....ha.. mit dem heutigen Tage alle Rechte der Mitglieder 
aus den ih .. bekannten und behändigten Statuton der Bank erworben, 
andererseits alle statutarischen Phichten derselben übernommen, 

Die Bank hat wegen aller aus ihren Geschäften mit den Preussi- 
schen Versicherten entstehenden Verbindlichkeiten je nach Ver- 
langen der Letzteren entwedor in dem Gexichtsstande des General- 
Bevollmächtigten oder in demjenigen des Agenten, welcher die 
Versicherung vermittelt hat, als Boklagte Recht zu nehmen. 

Falls die Streitigkeiten durch Schiedsrichter geschlichtet wer- 
den sollen, so müssen diese Letzteron mit Einschluss des Ob- 
mannes ‚preussische Staatsangehörige sein. 


Besondere Bedingungen. 


ı für das Königreich Preussen, 
7 \ exel. der Provinzen Rheinland, 
Der General-Bevollmächtigte ! Westialen und Wossen- Nassau 
] die Provinzen Rheinland, West- 
[ falen und Hessen -Nassau 
wird Iierdureh ermächtigt, den vorstehenden Versicherungs-Vertrag 
mit.. .. zu. . .. unter den obigen Bedingungen abzuschliessen. 
Leipzig, den. 
Allgemeine Unfall- Versicherungs- Bank In Leipzig. 
(Stempel). Der Vorstand: 
$ t Magdeburg 
Abgeschlossen zu Barmen den 
Der General- Bevollmächtigte der Allgemeinen Unfall-Versicherungs- 
Bank in Leipzig 
(die Provinzen Rheinland, Westfalen und Hoasen - Nassau, 
für | das Königreich Preussen, oxel. der Provinzen Rheinland 
| Wostialen und Tlessen- Nassau. 


Anlage PF. Agentur: G.-R. No. 
Allgemeine Unfall-Versicherungs-Bank in Leipzig. 
Convessionirt durch . A 

Auſnahme⸗Urkunde fiir die Preußiſchen Mitglieder. Ar... 

Getalren-Classe G. (Eisenbahn- P'assagier-Unfällc). 

Auf Grund des Versicherungs- Antrages de dato . . den 
NASE RR, und in Gomässheit der statutarischen Bestimmungen 
E aaa nt e . als Mitglied der Allgemeinen Unfall 
Versichrrungs-Bank in Leipzig in die Gefalren-Classe G dersel- 
pen (8 26) hiermit aufgenommen, 

Dar medom heutigen Tage alle Rechte der Mitglieder 
ans den il. .bekanntenundhehändigten Statuten derBank erworben, 
andererseits alle statutarischen Pilichten derselben übernommen, 

Die Bank hat wegen aller aus ihren Geschäften mit den Preus 
gischen Versicherten entstehenden Verbindlichkeiten je nach Ver- 
langen der Letzteren entweder in dem Gerichtsstande des General- 
Bevollmächtigten oder in demjenigen des Agenten, welcher die 
Versiehorung vermittelt hat, als Beklagte Recht zu nehmen. 

Falls die.Streitigkeiten durch Schiedsrichter geschlichtet wer- 
den sollen, so müsson diese Letzteren mit Einschluss des Ob- 
mannes Preussisch« Staatsangehörige nsin, 

Besondere Bedingungen fle anlage BY 
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